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Organisation and Independence of the Judiciary in Croatia and Slavonia 1848–1918 

The transition of the judiciary in Croatia-Slavonia from feudal to modern was determined by internal and external 
influences, the latter coming primarily from Vienna and Budapest. This development was neither simple nor linear, 
and it depended highly upon political constellations. Extensive modernisation imposed from Vienna in the 1850s set 
the basis of the modern Croatian judiciary, which was internally challenged in 1861, then redefined and improved in 
the period of extensive internal modernisation from 1873 to 1880, whose principal tenets (separation of the judiciary 
from administration, the granting of judicial independence) were suspended in the 1880s and 1890s. Eventually, the 
Croatian legal system became rational and quite complete yet also authoritarian and bureaucratic. 
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I. Einführung 

Das moderne und rationale Gerichtswesen in 
den Königreichen Kroatien und Slawonien wur-
de nach Abschaffung des Feudalismus 1848 
ausgebaut. Seine Entwicklung ist besonders von 
der autonomen Lage des Landes geprägt und 
auch ein Teil des Prozesses der Nationsbildung. 
Wichtiges Merkmal der Entwicklung des kroati-
schen Gerichtswesens in dieser Zeit ist haupt-
sächlich die Übernahme und Anpassung öster-
reichischer Gesetze, während die Form und die 
Dynamik vor allem von den politischen Fakto-
ren und dem mittelbaren Einfluss der Zentren 
Budapest und Wien abhängig waren.  

In diesem Beitrag soll der Prozess des Aufbaus 
des modernen kroatischen Gerichtswesens in 
dessen Formationszeit mit dem Schwerpunkt 
auf Organisation und Unabhängigkeit des Ge-
richtswesens aufgezeigt werden. Wegen ihrer 
autonomen Lage bildeten Kroatien und Slawo-
nien das Rückgrat der besonderen kroatischen 

institutionellen Identität und der Entwicklung in 
der späteren kroatischen Geschichte. Aus die-
sem Grund war die Entwicklung des kroati-
schen Justizwesens im 19. Jahrhundert das An-
fangsstadium der Entwicklung moderner Insti-
tutionen und der Rechtskultur in Kroatien. 

Vor dem Hauptinhalt werden die wesentlichen 
verfassungsrechtlichen Grundlagen der Auto-
nomie Kroatiens und Slawoniens sowie die all-
gemeinen bestimmenden Faktoren der Entwick-
lung des Gerichtswesens auf dem kroatischen 
Gebiet bis zur Gegenwart zusammenfassend 
dargelegt.1 

                        
1 Für einen allgemeinen Überblick der kroatischen 
Geschichte in Fremdsprachen siehe GOLDSTEIN, 
Croatia; PERI�, History of the Croats; STEINDORFF, 
Kroatien. Einen Überblick der kroatischen Verfas-
sungs- und Rechtsgeschichte in englischer Sprache 
bietet �EPULO, Building. 
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II. Forschungsstand und Literatur 

Die Entwicklung des kroatischen Gerichtswe-
sens im langen 19. Jahrhundert ist noch verhält-
nismäßig unerforscht. Dennoch gibt es bestimm-
te Anhaltspunkte. Ein guter Ausgangspunkt ist 
die Monographie von Ivan Beuc „Povijest insti-
tucija vlasti u kraljevini Hrvatskoj, Slavoniji i 
Dalmaciji“ [Geschichte der Regierungsinstituti-
onen im Königreich Kroatien, Slawonien und 
Dalmatien] (1985)2, die eine zusammengefasste 
Übersicht der Entwicklung des Gerichtswesens 
in Kroatien und Slawonien, Dalmatien und Istri-
en bietet. Von einer erheblich geringeren Reich-
weite ist die Studie von Ferdo �ulinovi� „Pravo-
su�e u Jugoslaviji“ [Die Rechtspflege in Jugo-
slawien] (1946),3 die einen oberflächlichen Über-
blick über die Entwicklung des Gerichtswesens 
auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 
einschließlich des Aufbaus des kommunisti-
schen Gerichtswesens gibt. Rekonstruiert wer-
den der organisatorische und teilweise auch der 
prozessuale Rahmen der Entwicklung des Ge-
richtswesens in Kroatien und Slawonien von 
1849 bis 1918 in den Arbeiten von Dalibor �e-
pulo „Izgradnja modernog hrvatskog sudstva 
1848–1918“ [Aufbau des modernen kroatischen 
Gerichtswesens 1848–1918] (2006)4 und „Moder-
nity in Search of Tradition: Formation of the 
Modern Croatian Judiciary 1848–1918“ (2007),5 
die auch diesem Beitrag zugrunde liegen. In 
mehreren seiner Werke in kroatischer und engli-
scher Sprache behandelt der Autor einige be-
sondere Fragen der Entwicklung des kroati-
schen Gerichtswesens (Trennung des Gerichts-
wesens von der Verwaltung, Schwurgerichts-
barkeit, Gerichtsreform 1874–75, Zusammen-
hang zwischen der Entwicklung des Gerichts-

                        
2 BEUC, Povijest. 
3 �ULINOVI�, Pravosu�e u Jugoslaviji. 
4 �EPULO, Izgradnja modernog hrvatskog sudstva. 
5 �EPULO, Modernity in Search of Tradition. 

wesens und der Rechtsherrschaft).6 Bestimmte 
Fragen hinsichtlich der Strafgerichtsbarkeit auf 
dem Gebiet von Kroatien und Slawonien im 
19. Jahrhundert werden in einigen Arbeiten von 
Vladimir Bayer7 behandelt; die Daten über die 
Organisation der Strafgerichtsbarkeit sind in 
dem Universitätslehrbuch von Nikola Ogorelica 
„Kazneno postupovno pravo“ [Strafprozess-
recht] aus dem Jahre 1899 zu finden.8 Den Zivil-
prozess behandelt wiederum die Studie von 
Sre�ko Zuglia, „Gra�anski parni�ki postupak u 
Hrvatskoj i Slavoniji. Predavanja“ [Bürgerliches 
Zivilverfahren in Kroatien und Slawonien. Vor-
lesungen] aus den zwanziger Jahren des 
20. Jahrhunderts.9 Nützliche Informationen über 
die Organisation des Gerichtswesens in Kroatien 
und Slawonien von 1850 bis Ende 1870 sind in 
zwei Monographien der Historikerinnen Mirja-
na Gross und Agneza Szabo zu finden.10 Wenn 
auch unvollständig, legt die Monographie des 
Historikers Vjekoslav Maštrovi� „Razvoj 
sudstva u Dalmaciji u XIX. stolje�u“ [Entwick-
lung des Gerichtswesens in Dalmatien im XIX. 
Jahrhundert] (1959) die Entwicklung des Ge-
richtswesens in Dalmatien dar.11  

III. Die Staatsrechtliche Lage Kroatiens  
und die Entwicklung des kroatischen 
Gerichtswesens 

Im Mittelalter und im Laufe des 19. Jahr-
hunderts entwickelte sich das besondere kroati-
sche Gerichtswesen als ein Teil der staatlichen 
Institutionen der Königreiche Kroatien, Slawo-
nien und Dalmatien. Dieses Land genoss Auto-
                        
6 �EPULO, The Press; DERS., Trial by jury in Croatia; 
DERS., Dioba; DERS., Pravna tradicija; DERS., Sloboda 
tiska; DERS., Ustrojstvo vlasti; DERS., Vladavina prava 
i pravna država. 
7 BAYER, Problem; DERS., Kazneno; DERS., Stogodiš-
njica. 
8 OGORELICA, Kazneno. 
9 ZUGLIA, Gra�anski. 
10 GROSS, Po�eci; GROSS, SZABO, Prema. 
11 MAŠTROVI�, Razvoj sudstva. 
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nomie im Königreich Ungarn, mit dem es von 
1102 bis 1918 verbunden war und mit dem es 
seit 1527 einen Teil der Habsburgermonarchie 
bildete. 

Nachdem das unabhängige kroatische König-
reich im Jahre 1102 unter die Herrschaft der 
ungarischen Dynastie der Arpaden gelangt war, 
behielt Kroatien die Autonomie im Königreich 
Ungarn. Auf dem ehemaligen kroatischen Ge-
biet wurde die traditionelle Institution des Ba-
nus, der die oberste vollziehende Gewalt aus-
führte und Vertreter des Königs war, beibehal-
ten. Im 13. Jahrhundert wird die Versammlung 
(Sabor) des slawonischen Adels, die sich im 
15. Jahrhundert als Standesversammlung konsti-
tuiert hat, verzeichnet. Mitte des 15. Jahr-
hunderts wird eine einheitliche kroatisch-
slawonische Versammlung, deren Vertreter mit 
besonderen Rechten an der ungarischen Ver-
sammlung teilnahmen, gegründet. Das Herr-
schaftsgebiet des Parlaments und des Banus 
schrumpft, so dass es im 19. Jahrhundert auf ein 
enges Gebiet Kroatiens und Slawoniens be-
grenzt war. Zu Beginn des 15. Jahrhundert kam 
das Küstengebiet Dalmatien endgültig unter die 
Herrschaft der Republik Venedig und verblieb 
dort bis zu deren Untergang im Jahre 1797. In 
der Zeit zwischen dem Fall der Republik Vene-
dig 1797 und dem Jahr 1918 ist Dalmatien, abge-
sehen von der kurz dauernden französischen 
Herrschaft von 1805 bis 1813, eine öster-
reichische Region. Ende des 16. Jahrhunderts 
fällt das Grenzgebiet Kroatiens und Slawoniens 
als Militärgrenze zum Osmanischen Reich unter 
die unmittelbare Zuständigkeit der öster-
reichischen Militärregierung. 1882 wird dieses 
Gebiet endgültig mit Kroatien und Slawonien 
vereint. Die Vereinigung Dalmatiens und der 
Militärgrenze mit Kroatien und Slawonien war 
während des Prozesses der Nationsbildung zu 
einem der zentralen Ziele der kroatischen Politik 
im 19. Jahrhundert geworden. Das Gebiet von 
Kroatien und Slawonien, das unter der Kontrolle 
des Landtags und des Banus geblieben war, 

wurde konventionell Banalkroatien (Banska 
Hrvatska, wörtlich übersetzt: Kroatien des Ba-
nus) genannt. Im Prozess der Bildung der mo-
dernen kroatischen Nationalidentität wurden 
die amtlichen Bezeichnungen für das (virtuell 
existierende) Königreich Dalmatien, Kroatien 
und Slawonien bzw. für die Königreiche Kroa-
tien und Slawonien und der Begriff Kroatien 
bzw. das Adjektiv „kroatisch“ gegenseitig aus-
tauschbar. 

Autonome kroatische Institutionen entwickelten 
sich auf dem Gebiet unter der Herrschaft des 
Landtags und des Banus. Die Grundlage der 
Verwaltungsorganisation bildeten selbstverwal-
tende Gespanschaften und einige wenige auto-
nome, aber machtlose Städte. Die Struktur der 
Gerichtsbarkeit im Mittelalter war ver-
schiedenartig, jedoch bildeten die städtischen 
und gespanschaftlichen Gerichtstafeln sowie die 
Banaltafel, welche die Position des Ober-
gerichtes einnahm, ihre Grundlage. Das gemein-
same Kassationsgericht für das Gebiet von Un-
garn, Kroatien und Slawonien war die Sep-
temviraltafel mit Sitz in Ungarn. Die Organisati-
on war geprägt von der feudalen gesellschaftli-
chen Grundlage, dem munizipalen Charakter 
der Gerichte mit von den in den Munizipien 
gewählten Richtern und der Vereinigung des 
Gerichtswesens mit der Verwaltung.12 

Die Entwicklung der modernen Institutionen in 
Kroatien und Slawonien – und somit auch die 
des Gerichtswesens – beginnt 1848, führt jedoch, 
abgesehen von der Umwandlung des Landtags 
in eine Bürgervertretung, zu keinen wesent-
lichen Veränderungen im Bereich der Institu-
tionen. Im Bereich des Gerichtswesens ist die 
einzige Veränderung die Abschaffung adliger 
Gerichte, die über die Leibeigenen richteten. Zu 
bedeutenden Veränderungen kommt es in der 
Zeit der Scheinverfassung von 1849 bis 1851 und 
des Absolutismus von 1852 bis 1860. Durch die 

                        
12 BEUC, Povijest; LANOVI�, Privatno pravo Tripartita. 
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von Wien aus eingeführten Gesetze wird das 
damalige kroatische Verwaltungs- und Ge-
richtssystem völlig verändert, indem es verstaat-
licht wird und seine munizipalen Merkmale 
verliert. Zur Zeit der provisorischen Verfassung 
von 1860 bis zum österreichisch-ungarischen 
Ausgleich von 1867 versucht der kroatisch-
slawonische Landtag zweimal, die im Zeitraum 
des Absolutismus erlassenen Gesetze gegen 
neue zu ersetzen, jedoch weigerte sich der Kö-
nig, diese neuen Gesetze zu bestätigen. Durch 
königlichen Beschluss von 1862 wird die Sep-
temviraltafel in Zagreb als das Oberste Gericht 
für Kroatien und Slawonien mit Zuständigkei-
ten eines Kassationsgerichtes errichtet. Die kroa-
tische Autonomie innerhalb der 1867 entstande-
nen Doppelmonarchie wird im subdualistischen 
kroatisch-ungarischen Ausgleich von 1868 defi-
niert. Durch diesen Ausgleich wird Kroatien 
und Slawonien die Autonomie in den Bereichen 
Innenverwaltung, Bildungswesen, Kirchen-
wesen und Gerichtswesen gewährleistet. Ob-
gleich dieser Akt der Zentralregierung in Buda-
pest eine indirekte Kontrolle über die kroatische 
Autonomie gewährte, wird durch den Ausgleich 
eine stabile Ordnung hergestellt, die auch die 
intensiven Reformen durch Gesetze des kroa-
tisch-slawonischen Landtags in den 1870er Jah-
ren möglich machte. Die ergriffenen Reformen 
bezogen sich auch auf das Justizwesen. Der In-
halt und die Umsetzung dieser und weiterer 
Reformen wurden durch politische Faktoren 
stark beeinflusst, so dass die Entwicklung nicht 
linear sondern sinusförmig verlief. 

Die autonomen kroatischen Einrichtungen wur-
den 1918 aufgelöst, als der unitäre jugoslawische 
Staat unter einer serbischen Dynastie gegründet 
wurde. Dieser Staat vereinigte Regionen mit 
unterschiedlichen Rechtssystemen, die in einer 
kurzen Zeit unmöglich zu vereinheitlichen wa-
ren. So wurden innerhalb des unitären Staates 
sechs „Rechtsgebiete“ gegründet, in denen ein-
zelne frühere Vorschriften gültig waren, insbe-
sondere diejenigen, welche die Gerichtsorgani-

sation und Teile des Zivil- und Strafrechts sowie 
der beiden Prozessrechte regelten. Teile der 
ehemaligen Habsburgermonarchie, die dem 
neuen Staat angeschlossen wurden, waren das 
dalmatisch-slowenische Rechtsgebiet, auf wel-
chem autonome, ungarisch-kroatische und über-
nommene österreichische Vorschriften galten, 
sowie das (ehemalige) ungarische Gebiet (die 
Region von Medjimurje, Baranja und Vojvodi-
na), auf welchem ungarische Vorschriften gal-
ten. Die unvollständige rechtliche Vereinheitli-
chung des Landes wurde während der Königs-
diktatur von 1929 bis 1931 durchgeführt. Die 
kroatische politische Identität kam in Jugoslawi-
en in Form der im Jahre 1939 eingerichteten 
autonomen Banschaft Kroatien mit breiten Zu-
ständigkeiten zum Vorschein. Zu einem Teil der 
Zuständigkeiten dieser Einheit gehörte auch das 
autonome Gerichtswesen mit der Septemviralta-
fel an der Spitze.  

Nach dem Zerfall Jugoslawiens 1941 wurden auf 
dem Gebiet des bisherigen Staates verschiedene 
okkupatorische und quislingsche Schöpfungen 
formiert, darunter der faschistische Unabhän-
gige Staat Kroatien, welcher seinen eigenen Re-
gierungsapparat einschließlich des Gerichts-
wesens hatte. Eine Regierungsstruktur entwi-
ckelte sich auch im Rahmen der Widerstands-
bewegung, bei der die Kommunistische Partei 
die Hauptrolle spielte. So wurden im Jahre 1943 
die Grundlagen für die zukünftige föderale 
Struktur des zweiten Jugoslawiens, in dem Kro-
atien zu einer von sechs gleichberechtigten Teil-
republiken werden sollte, geschaffen. Als ein 
Teil der Partisanenregierung wurden während 
des Kriegs sog. Volksgerichte errichtet. Nach 
1945 ergriff die kommunistische Bewegung völ-
lig die Macht in Jugoslawien, das als eine kom-
munistische Föderation (Bundesstaat) organi-
siert war. Die Zuständigkeiten wurden auf die 
Föderation und die Teilrepubliken verteilt, wo-
bei die Organisation des Gerichtswesens in den 
Teilrepubliken grundsätzlich in deren Zustän-
digkeit fiel. In die Zuständigkeit des Bundes-
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staates fielen die Organisation der Bundesge-
richte und die grundlegenden Prozessvorschrif-
ten. Die Lage des Gerichtswesens wurde durch 
das Prinzip der Gewalteneinheit, als der Grund-
lage der Organisierung der Staatsgewalt, und 
das Einparteisystem, als die politische Grundla-
ge des totalitären Staates, bestimmt. Innere Ge-
gensätze und die Funktionsunfähigkeit des Sys-
tems führten zum Zerfall Jugoslawiens, in dem 
zuerst Kroatien und Slowenien (1990), gefolgt 
von den restlichen Teilrepubliken und im Jahre 
2008 der ehemaligen autonomen Provinz Koso-
vo, ihre Unabhängigkeit erklärten. Seit 2013 ist 
Kroatien Mitglied der Europäischen Union, wo-
bei die Rechtspflege zu den bedeutendsten Ka-
piteln im Assoziierungsprozess zählte. 

IV. Grundlagen des modernen  
kroatischen Gerichtswesens:  
Modernisierung von außen 1850–1859 

Das feudale Gerichtswesen, das in Kroatien und 
Slawonien bis zum Jahr 1848 bestand, rief auf-
grund seiner Inkompetenz, Eigenwilligkeit, der 
Korruption der unterbezahlten Richter und 
langwieriger Verfahren, zahlreiche Vorwürfe 
der Zeitgenossen hervor. Scharfe Vorwürfe we-
gen Inkompetenz und Handeln zum Nachteil 
der Verfahrensparteien richteten sich auch ge-
gen die Rechtsanwälte. Diese Situation ergab 
sich aus den veralteten Regelungen und der 
unzulänglichen Bildung der Richter und Rechts-
anwälte, die zum Teil auch keine formelle juris-
tische Ausbildung hatten.13  

Dieser Zustand spiegelte sich in den Forderun-
gen nach Veränderungen, aufgestellt im grund-
legenden politischen Dokument dieser Zeit, den 
„Forderungen des Volkes“ aus dem März 1848, 
wider. Dieses Dokument ist eine von vielen ähn-
lichen Petitionen, die in dieser Zeit in mitteleu-
ropäischen Ländern erschienen sind. Neben 
vielen anderen Forderungen wurden in diesem 

                        
13 GROSS, Po�eci 100. 

Dokument die Gleichheit vor Gericht ohne 
Rücksicht auf Stand und Religion, Öffentlichkeit 
und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens, Ein-
führung der Geschworenengerichtsbarkeit und 
die richterliche Verantwortung hervorgehoben.14 

Wie bereits erwähnt, hatte der kroatische Land-
tag – abgesehen von der Abschaffung der adli-
gen Gerichte, deren Zuständigkeit auf Gespan-
schaftsgerichte übertragen wurde – in der Zeit 
seiner kurzen Tätigkeit von Juni bis Juli 1848 
keine Reform der Institutionen unternommen.15 
Dennoch plante der Landtag eine Gerichtsre-
form. Davon zeugt der Entwurf des Gesetzes 
über die Einrichtung der Gespanschaften, in 
dem die Erhaltung des munizipalen Gerichtswe-
sens bzw. das Prinzip der Richterwahl, aber 
auch die Trennung des Gerichtswesens von der 
Verwaltung und die Selbstständigkeit der Ge-
richte sowie die Gewährleistung des gleichen 
Schutzes vor dem Gesetz vorgesehen waren.16 In 
der Zeit, in welcher der Landtag nicht tagte, 
führte Banus Jela�i� 1849 darüber hinaus durch 
das strenge Provisorische Pressegesetz die Ge-
schworenengerichtsbarkeit für Pressedelikte ein. 
Nachdem das erste schwurgerichtliche Verfah-
ren im Februar 1850 mit Protesten gegen die 
Verfassungswidrigkeit dieses Gesetzes und 
Vorwürfen der Unvollständigkeit und Unklar-
heit endete, schaffte Jela�i� das Schwurgericht 
nach kurzer Zeit wieder ab.17 

Die im Jahre 1848 begonnenen Ereignisse wur-
den durch die vom König oktroyierte Märzver-
fassung von 1849 beendet, in der die zentralisti-
sche Organisation der Monarchie und eine rati-
onale Grundlage für die Verwaltungs- und Ge-
richtsorganisation aufgestellt wurden. Die Ver-
fassung verkündete die Verstaatlichung der 
Rechtspflege, den Grundsatz der Trennung der 

                        
14 ŠIDAK, Studije iz hrvatske povijesti 51–52. 
15 Zapisnik sabora 344–345. 
16 Zum Entwurf des Gesetzes über die Einrichtung der 
Gespanschaften vgl. MARKUS, Zakonske osnove. 
17 GROSS, Po�eci 402. 
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Rechtspflege von der Verwaltung und bot die 
Möglichkeit der Einführung von Geschwore-
nengerichten und der Staatsanwaltschaft. In der 
einheitlichen Organisation des Kaiserreichs war 
die Errichtung des Obersten Gerichts- und Kas-
sationshofs in Wien, eines Oberlandesgerichtes 
in jedem Kronland sowie der Landes- und Be-
zirksgerichte vorgesehen. Damals wurden in 
Kroatien und Slawonien die munizipalen Ge-
richte abgeschafft und 57 Bezirksgerichte, 7 
Landes- bzw. Gespanschaftsgerichte und die 
Banaltafel in Zagreb mit Richtern, die bestellte 
Staatsbeamte waren, errichtet.18 Durch die im 
Jahre 1850 erlassene Strafprozessordnung wurde 
die Staatsanwaltschaft als eine selbstständige 
und vom Staat getrennte Einrichtung eingeführt. 

Die Gerichtsreorganisation von 1850 geriet be-
reits am Anfang des Jahres 1851 ins Stocken und 
zu der schwierigen, nahezu chaotischen Lage im 
Gerichtswesen kamen zahlreiche Beschwerden.19 
Die Reorganisation wurde jedoch nicht abge-
schlossen, da das Silvesterpatent von 1851, mit 
dem der Absolutismus eingeführt wurde, einen 
neuen verfassungsrechtlichen Rahmen aufstell-
te. 1853 kam es dann zu einer neuen Reorganisa-
tion der Verwaltung und des Gerichtswesens.20 

                        
18 Raspis Ministarstva pravosu�a od 16. srpnja kojim 
se obznanjuje razdijeljenje krunovine Hrvatske i 
Slavonije na sudbene kotare i ustrojenje sudova u 
istima, a ujedno ustanovljuju se i propisi o podru�ju 
istih sudova (Uredba ministarstva pravosu�a o pod-
jeli sudskih kotara i nadležnosti sudova u Hrvatskoj i 
Slavoniji) [Erlass des Justizministeriums vom 16. Juli, 
in der die Gliederung der Kronländer Kroatien und 
Slawonien in Gerichtsbezirke und die Organisation 
der Gerichte in den Bezirken kundgegeben wird und 
in der gleichzeitig die Vorschriften über die Sprengel 
dieser Gerichte festgelegt werden (Verordnung des 
Justizministeriums betreffend die Einteilung der Ge-
richtsbezirke und die Zuständigkeit der Gerichte in 
Kroatien und Slawonien)], RGBl. 303/1850. Vgl. auch 
BEUC, Povijest 263–264, 305, 318; SMREKAR, Priru�nik 
14–15. 
19 GROSS, Po�eci 104–105. 
20 Vgl. Carski patent od 31. prosinca 1851. (Silvestarski 
patent) i Na�ela za organi�ke uredbe u krunovinah 
 

Damals wurden in Kroatien und Slawonien fünf 
Gebiete gebildet (die Bezeichnung „Gespan-
schaft“ blieb erhalten) und der Schwerpunkt der 
Zuständigkeiten wurde auf die Bezirke gesetzt, 
denen nunmehr die vermutete erstinstanzliche 
Verwaltungs- und Gerichtszuständigkeit zuge-
teilt wurde. Errichtet wurden Stadtbezirke und 
Außenbezirke für die außerhalb von Städten 
liegenden Gebiete, in denen Justiz und Verwal-
tung verbunden waren. Aus diesem Grund 
wurden keine besonderen Bezirksgerichte er-
richtet, sondern sog. Gemischte Bezirksämter, 
die mit der Wahrnehmung der Gerichts- und 
Verwaltungsgeschäfte betraut waren. Doch 
wurden in den vier größten Städten Kroatiens 
(Zagreb, Osijek, Varaždin, Rijeka) die städtisch 
delegierten Bezirksgerichte gegründet, die aus-
schließlich für Zivilsachen mit geringem Streit-
wert zuständig waren, während alle andere 
Zivilprozesse nur vor den dortigen erstinstanzli-
chen Gerichten geführt werden konnten.21 Das 
Gerichtswesen und die Verwaltung waren in 
der Banaltafel vereinigt, an deren Spitze nomi-
nell der Banus stand, während in Wirklichkeit 
der vom König bestellte Vizepräsident dieses 
Gerichtes sämtliche Geschäfte leitete.22 Es exis-
tierte auch eine Sondergerichtsbarkeit für See-, 
Handels- und Bergsachen, welche in den vier 
genannten Städten und in einigen anderen Städ-
ten durch Gerichte ausgeübt wurde.23 1858 wur-
den besondere Urbarialgerichte errichtet, mit 
der Aufgabe, die Besitzverhältnisse bzw. die 
Streitsachen zwischen den ehemaligen Grund-
herren und deren Untertanen beizulegen. Diese 

                        
cesarevine austrianske [Kaiserliches Patent vom 31. 
Dezember 1851 (Sylvesterpatent) Grundsätze für 
organische Einrichtungen in den Kronländern des 
österreichischen Kaiserstaates], LGBl. Kroatien und 
Slavonien 8/1852. Vgl. auch SMREKAR, Priru�nik 14, 
16–17, 19. 
21 BEUC, Povijest 265–269; GROSS, Po�eci 84, 91, 94–95; 
SMREKAR, Priru�nik 19–21. 
22 GROSS, Po�eci 106–107. 
23 BEUC, Povijest 305–306. 
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Gerichtsbarkeit wurde von den erstinstanzlichen 
Urbarialgerichten, dem Urbarialobergericht in 
Zagreb und dem Obersten Urbarialgerichtes in 
Wien ausgeübt. Die Urbarialgerichte wurden 
1862 abgeschafft, als ihre Kompetenzen auf die 
Gespanschaftsgerichte, die Banaltafel und die in 
Zagreb neu errichtete Septemviraltafel übertra-
gen wurden.24 

Die Gerichtsräte und Richter wurden vom Kö-
nig ernannt und der Bewerbervorschlag wurde 
auf Grund einer Stellenausschreibung vom Ge-
richtsvorsteher des jeweiligen Gerichtes über die 
in der Hierarchie höheren Gerichte und über 
den Justizminister eingereicht. Die Richter wa-
ren verpflichtet, nach Gesetz und Gerechtigkeit 
objektiv zu richten, aber alle Angestellten waren 
auf Treue gegenüber dem König und auf Einhal-
tung der Regierungsprinzipien im und außer-
halb des Dienstes verpflichtet. Disziplinar- und 
Versetzungsbestimmungen aus Dienst- und 
Pensionsgründen waren einheitlich für die Rich-
ter und die Gerichtsbeamten geregelt. Die rich-
terliche Unabhängigkeit brachte hier keine Be-
sonderheiten. Das Disziplinarverfahren gegen 
Richter führten hierarchisch übergeordnete Ge-
richte bzw. das Justizministerium, aber ihre 
Beschlüsse mussten vom Staatsoberhaupt end-
gültig bestätigt werden. Der König erließ oder 
bestätigte die Beschlüsse des Justizministers 
über Versetzungen aus Dienstgründen und über 
die Pensionierung der Richter. In Wirklichkeit 
wurden die Richter den übrigen Staatsbeamten 
gleichgestellt und standen in hohem Maße unter 
dem Einfluss der vollziehenden Organe.25 Durch 
die Strafprozessordnung von 1853 wurde die 
Staatsanwaltschaft ins Gerichtswesen eingeglie-
dert und die Staatsanwälte hatten die Position 
von Gerichtsräten. Der Oberstaatsanwalt war 

                        
24 Ebd. 313. 
25 RUŠNOV, Gradjanski sudovnik. Vgl. auch �UPOVI�, 
Predavanja 46ff; ZUGLIA, Gra�anski 18ff. 

hingegen dem Justizminister hierarchisch unter-
geordnet.26 

Von Bedeutung war auch die Einführung der 
Rechtsanwaltsordnung am 1. Januar 1853. Diese 
Vorschrift ersetzte die Instruktionen für die 
anwaltliche Berufstätigkeit von 1804 und ent-
fernte die nicht fachkundigen feudalen „Fiskale“ 
vom Dienst, denen der Ruf der Habgier und 
Skrupellosigkeit gegenüber den Mandaten an-
haftete. Die Bewerber für die Staatsanwaltschaft 
mussten die österreichische Staatsbürgerschaft 
(später die ungarische Staatsbürgerschaft und 
das kroatische Heimatrecht) besitzen.27 Zu den 
neuen Bedingungen für die Ausübung der An-
waltschaft zählte auch der Abschluss des Studi-
ums der Rechtswissenschaften (Doktor der 
Rechtswissenschaften). Die Rechtsanwaltsprü-
fung konnte nach drei Jahren Praxis abgelegt 
werden und die schon praktizierenden Anwälte 
mussten das Staatsexamen erneut ablegen. Die 
Folge dieser Vorschrift war die Reduzierung der 
Zahl der Rechtsanwälte und eine erhebliche 
Steigerung der Qualität der Anwaltschaft. Den-
noch wurden wegen der geringen Anzahl von 
Personen mit abgeschlossenem Studium der 
Rechtswissenschaften anfänglich auch jene als 
Rechtsanwälte zugelassen, welche die rechts-
wissenschaftliche Fakultät absolviert hatten.28 
                        
26 BEUC, Povijest 318–319. 
27 SMREKAR, Priru�nik 740, Not. 2; GROSS, SZABO, Pre-
ma 377. 
28 Über die Durchführung der Bestimmungen über die 
Fachkompetenz der Rechtsanwälte in der Praxis vgl. 
GROSS, Po�eci 107–108. Durch die Kaiserliche Ent-
schließung vom 25. 4. 1867 war es ausnahmsweise 
zulässig, dass kroatisch-slawonische Angehörige in 
Kroatien und Slawonien den Rechtanwaltsberuf auch 
ohne den erlangten Doktorgrad des Fachbereichs 
Rechtswissenschaften ausüben durften. Dies war 
offenbar eine Anpassung an den Umstand, dass die 
Akademie für Rechtswissenschaften in Zagreb nicht 
den Status einer Fakultät hatte und keine aka-
demischen Titel verleihen konnte. Doch dieser Vorteil 
wurde schließlich durch die Anordnung der Landes-
regierung aus dem Jahre 1880 für jene Studenten der 
Rechtswissenschaftlichen Akademie aufgehoben, die 
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Rechtsanwälte für den Zuständigkeitsbereich 
der Banaltafel ernannte der Justizminister auf 
Grund einer Stellenausschreibung und eines 
Zeugnisses des Rechtsanwaltsausschusses und 
des örtlich zuständigen erstinstanzlichen Ge-
richtes. Der Minister bestimmte auf Grund des 
Zeugnisses der Banaltafel und des Rechtsan-
waltsausschusses den numerus clausus der 
Rechtsanwälte. Im Sprengel des Landesgerichtes 
sollte ein Rechtsanwaltsausschuss errichtet wer-
den, dessen Mitglieder vom Justizminister er-
nannt wurden. Der Aufgabenbereich des Aus-
schusses umfasste die Beratungstätigkeit, die 
Erstattung von Anzeigen gegen Rechtsanwälte 
wegen disziplinären Verstößen bei den zustän-
digen Gerichten sowie die Ausübung der Dis-
ziplinarbefugnisse gegenüber den Rechtsan-
waltspraktikanten. Die Vergütungen für Rechts-
anwälte in Zivilsachen wurden vom Gericht 
festgesetzt. Rechtsanwaltsausschüsse wurden 
zunächst nicht umgesetzt, so dass die Landesre-
gierung erst 1872 Rechtanwaltsausschüsse in 
Zagreb und Osijek errichtete. Die Disziplinarzu-
ständigkeit für Rechtsanwälte lag bei den or-
dentlichen Gerichten und die Strafen erstreckten 
sich von Geldstrafen bis hin zum Erlöschen der 
Anwaltszulassung.29 Somit hatte die Rechtsan-

                        
zur Zeit der Gründung der Universität in Zagreb im 
Jahre 1874 (und damit auch der Fakultät für Rechts-
wissenschaften mit dem Recht auf Verleihung von 
Doktortiteln) ihr Studium noch nicht abgeschlossen 
hatten. Zur Ausübung des Rechtsanwaltsberufes war 
somit nach der Gründung der Fakultät für Rechtswis-
senschaften auch in Kroatien der Doktortitel erforder-
lich. POSILOVI�, Odvjetni�ki 1, 6. 
29 Nach der Amtseinsetzung der Landesregierung 
1868 übernahm der Vorsteher der Abteilung für 
Rechtspflege der Landesregierung die Zuständig-
keiten des Justizministers. Die Besetzungen der freien 
Rechtsanwaltsstellen erfolgten nicht länger auf Grund 
einer Stellenausschreibung. Entsprechende Vor-
schriften der Rechtsanwaltordnung (§§ 31–32, 39–63) 
sowie untergesetzliche Vorschriften der Landesregie-
rung aus dem Jahre 1872 siehe in POSILOVI�, Odvjet-
ni�ki red 11–12, 33–35; vgl. auch BAYER, Op�i po-
vijesni. 

waltsordnung die fachliche Unabhängigkeit des 
Rechtsanwaltsberufes nicht gewährleistet, son-
dern diesen Beruf völlig der Staatsregierung 
unterstellt. 

Im Jahre 1858 wurde durch kaiserliches Patent 
in Kroatien und Slawonien die Notariatsord-
nung von 1855 und damit auch das moderne 
öffentliche Notariat eingeführt. Zu den für die 
Ausübung des Notariatsamts zu erfüllenden 
Bedingungen gehörte ein christliches Glaubens-
bekenntnis (diese Bedingung wird sich mit dem 
späteren Erwerb der Vollberechtigung einzelner 
Religionen ändern), Kenntnis der Sprache des 
Umfelds, in dem das Amt ausgeübt wird, sowie 
die abgelegte Rechtsanwalts- oder Notariatsprü-
fung. Die Notare konnten auf Grund eines Auf-
trags als Gerichtskommissäre in Erbschafts- und 
Vormundschaftssachen tätig sein oder das 
Rechtsanwaltsamt in Dörfern und Städten ohne 
Landesgerichte ausüben. Sie wurden vom Jus-
tizminister (später vom Banus) auf Grund einer 
Stellenausschreibung der Notariatskammer be-
stellt. Im Gesetz wurde die Gründung von bera-
tenden Notariatskammern vorgeschrieben, aber 
dazu kam es nicht, so dass deren Zuständigkei-
ten von den Gespanschaftsgerichten übernom-
men wurden.30 Die anfängliche Zahl von 15 No-
tariatsstellen stieg mit der Zeit erheblich.  

Die Provisorische Zivilprozessordnung für Un-
garn und auch Kroatien und Slawonien von 
1850 wurde im Jahre 1852 durch die Ordentliche 
Zivilprozessordnung ersetzt, welche die Quelle 
des kroatischen Streitverfahrens bleibt. Im Zeit-
raum von 1850 bis 1859 wurden auch andere 
Zivilprozessvorschriften31 sowie das Allgemeine 
                        
30 Carski patent od 7. velja�e 1858. kojim je u Hrvatsku 
uveden austrijski Bilježni�ki red od 21. svibnja 1855 
[Kaiserliches Patent vom 7. Februar 1858, mit dem die 
österreichische Notariatsordnung vom 21. Mai 1855 in 
Kroatien eingeführt wurde], RGBl. 23/1858. Siehe 
ausführlicher in: Propisi 247–333. 
31 Zwischen 1850 und 1859 wurden auch das Verfah-
ren in Wechselsachen, das Sicherungsverfahren, das 
Verfahren bei Pacht- und Mietkündigungen, das 
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Bürgerliche Gesetzbuch eingeführt. Im Straf-
recht war die Einführung des strengen und kon-
servativen Strafgesetzes über Verbrechen, Ver-
gehen und Übertretungen aus dem Jahre 1852 
von größter Bedeutung, während die provisori-
sche Strafprozessordnung von 1850 durch die 
Strafprozessordnung von 1853 ersetzt wurde, 
die das Akkusationsprinzip und das Öffentlich-
keitsprinzip einschränkte.32 

Die eingeführten österreichischen Vorschriften 
wurden auch durch die juristische Ausbildung 
vermittelt. 1850 wurde die bisherige, im Jahre 
1776 gegründete Königliche Akademie der Wis-
senschaften mit der zwei Jahre bestehenden 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät aufgelöst und 
eine Rechtswissenschaftliche Akademie gegrün-
det, an der drei Jahre lang studiert wurde. Ihr 
Hauptziel war die Ausbildung des fehlenden 
juristischen Personals und ihrem Programm 
lagen jene Inhalte zugrunde, die aus öster-
reichischen Vorschriften und der inneren Ord-
nung aus Wien bestanden.33  

Personalmangel und unzulängliche Fachkennt-
nisse waren das Kernproblem bei der Umset-
zung der Justizreform, welches auch durch Ver-
setzungen des Personals aus anderen Teilen des 
Kaiserreichs nicht gelöst werden konnte.34  

                        
Mandatsverfahren, das Verfahren bei gewerkschaftli-
chen Streitigkeiten und das Verfahren außer Streitsa-
chen geregelt. �UPOVI�, Predavanja 32–33; ZUGLIA, 
Gra�anski 18, 21. Izvanparbeni postupnik od 9. kolo-
voza 1854. [Außerstreitgesetz vom 9. August 1854]; 
siehe ausführlicher in: Propisi 2–160. 
32 BAYER, Stogodišnjica 6–7; DERS., Kazneno 151–152; 
�ULINOVI�, Državnopravna historija 141–149, 155–
156; OGORELICA, Kazneno 68–73. 
33 Über die Rechtwissenschaftliche Akademie in Zag-
reb siehe �EPULO, Legal education 114. 
34 Laut dem Bericht des Justizministeriums war es 
wegen der schwierigen Lage in der kroatischen 
Rechtspflege notwendig, Angestellte aus anderen 
Kronländern heranzuziehen. Wegen des schwachen 
Interesses wurden die meisten Angestellten auf 
Grund dienstlicher Versetzungen herangezogen und 
ihre Qualität und Motivation ließen zu wünschen 
 

V. Reformbemühungen im kroatischen 
Landtag 1861–1867 und Errichtung der 
Septemviraltafel (des Kassations-
gerichtes) im Jahre 1862 

Mit dem Untergang des Absolutismus und der 
Rückkehr zum partiellen Konstitutionalismus 
durch das Oktoberdiplom von 1860 kam die 
Regelung der Verhältnisse im gesamten Kaiser-
staat an die Reihe. In Kroatien und Slawonien, 
wie auch in Ungarn, wurde die absolutistische 
Zeit, in welcher auch die positiven Wirkungen 
der auferlegten Reformen unter den dunklen 
Farben des Zentralismus und der politischen 
Repression schwanden, auf eine traumatische 
Weise erlebt. In Ungarn wurden sodann die 
Wiederinkraftsetzung der Gesetze des ungari-
schen Landtags aus dem Jahr 1848 und die all-
gemeine Rückkehr zur Rechtslage aus dieser 
Zeit einschließlich der Wiedererrichtung der 
traditionellen munizipalen Gerichtsorganisation 
gefordert.35 Im Unterschied dazu konnte sich die 
kroatische Nationalpartei in ihrer Anknüpfung 
an das Jahr 1848 nicht auf die kroatischen Insti-
tutionen stützen, da diese im Jahr 1848 nicht 
errichtet gewesen waren. Sie mussten daher im 
Jahr 1861 im kroatisch-slawonischen Landtag, 
der innerhalb kurzer Zeit eine intensive gesetz-
gebende Tätigkeit entwickelte, eingeführt wer-
den. Die grundlegende Ausrichtung beruhte 

                        
übrig. Der Justizminister N�dasdy sah die einzige 
Lösung in der intensiveren Ausbildung in Kroatien 
selbst. Im Gegensatz zu der herrschenden Meinung 
zeigt dieser Bericht, dass es in keinem anderen Kron-
land so wenige ausländische Angestellte gab wie in 
Kroatien und Slawonien. GROSS, Po�eci 110. 
35 Alle Gespanschaftsausschüsse in Ungarn machten 
die Gesetze aus dem Jahr 1848 zur Grundlage ihrer 
Tätigkeit und lehnten die Entrichtung der „öster-
reichischen“ Steuern ab, während die ungarischen 
Richter die in der Zeit des Absolutismus erlassenen 
Vorschriften nicht anwenden wollten. Im Jahr 1860 
wurde in Ungarn (nicht in Kroatien und Slawonien) 
das ABGB nicht mehr angewendet und das Triparti-
tum galt wieder. GROSS, SZABO, Prema 119. 
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dabei auf einem Kompromiss. Es herrschte die 
Meinung, dass nach der absolutistischen Erfah-
rung die traditionale munizipale Regelung, je-
doch nunmehr in Verbindung mit den moder-
nen Werten, wieder bekräftigt werden sollte. 

Diese Ausrichtung verfolgte bereits die Anwei-
sung über die Organisation von Gespanschaften 
und anderen munizipalen Einheiten, die vor der 
Tagung des Landtags auf Vorschlag des Banus 
vom König erlassen wurde. Die Anweisung 
enthielt grundsätzliche Bestimmungen über das 
Gerichtswesen, durch welche die vorgefundene 
Organisation des desselben übernommen wur-
de, jedoch musste dieses nunmehr mit der Ver-
waltung teilweise verbunden und mit den Ge-
spanschaftsversammlungen vereint werden. 
Demnach sollte der Vizegespan seiner Funktion 
nach auch Vorsteher der gespanschaftlichen 
Gerichtstafel sein, die Gespanschaftsversamm-
lung sollte bis zur entsprechenden gesetzlichen 
Regelung die Richter der Gespanschaftsgerichte 
wählen, während das übrige Personal alle drei 
Jahre durch Wiederwahl in Gespanschafts-
versammlungen gewählt wurde.36 In Wirklich-
keit blieb jedoch das Gerichtwesen gemäß der 
absolutistischen Organisation aus dem Jahr 1853 
organisiert. Im Jahr 1862 wurde diese Organisa-
tion durch königliche Verordnung endgültig 
bestätigt.37  

                        
36 Naputak o ure�enju županija, slobodnih kraljevskih 
gradova, slobodnih kotara, povlaštenih trgovišta i 
seoskih op�ina prihva�en na Banskoj konferenciji 1861 
[Die Anweisung über die Organisation von Gespan-
schaften, freien königlichen Städten, freien Bezirken, 
privilegierten Marktflecken und Dorfgemeinden 
wurde auf der Banalkonferenz im Jahr 1861 ange-
nommen], in: KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi I, xxv–xxxi. Vgl. 
im Zusammenhang mit der Gerichtsverfassung auch 
die deutlich veränderte Form der „Anweisung“, die 
vom König bestätigt wurde: Sbornik 1863, 277–287. 
Vgl. auch �ULINOVI�, Sabor 103; POLI�, Parlamentarna 
povijest 14; VRBANI�, Rad 52. 
37 Vgl. das Hofkanzleidekret vom 16. 9. 1862, Sbornik 
1863, 506–508. 

Dem Gerichtswesen wurde im kroatisch-
slawonischen Landtag 1861 große Aufmerksam-
keit gewidmet.38 Da der Landtag jedoch bereits 
Anfang November aufgelöst wurde, wurde nur 
ein geringer Teil der von den Ausschüssen aus-
gearbeiteten Vorschläge diskutiert. Intensive 
und eilige Arbeit an den Gesetzesvorschlägen in 
einer ganzen Reihe von Bereichen führten zu 
ihrer ungründlichen Ausarbeitung, gegenseiti-
ger Nichtübereinstimmung und zu ernsthaften 
rechtstechnischen und anderen Mängeln.39  

Eine der wohl bedeutendsten Forderungen im 
Landtag war die Abschaffung der königlichen 
Gerichtstafeln und der Urbarialgerichte sowie 
die Wiedererrichtung der traditionellen Gespan-
schaftsgerichte als Kernstück des munizipalen 
Systems. Es war eine Forderung, die in allen 
Gespanschaftsversammlungen lautstark gestellt 
wurde.40 Der Landtag hatte hingegen die oben 
erwähnte provisorische Anweisung, aus welcher 
die Bestimmungen über das Gerichtswesen aus-
geschlossen wurden, angenommen. Der Grund 
dafür war, dass keine übereinstimmende Mei-
nung darüber herrschte, ob es möglich war, die 
Wiedererrichtung der autonomen Gespan-
schaftsgerichte mit den übrigen und immer noch 
geltenden, in der Zeit des Absolutismus erlasse-

                        
38 KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi IV, 262–264; �ULINOVI�, Sabor 
125ff. 
39 Selbst die Verfasser der Aktenstücke des Kroati-
schen Landtags aus dem Jahr 1861 haben die Mängel 
der vorgeschlagenen Grundlagen hervorgehoben. 
KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi IV, 262. 
40 Gesetzesartikel LXXX: 1861, siehe KUŠLAN, ŠUHAJ, 
Spisi 1861 I, 72. Von den Gespanschaften kamen For-
derungen zur Wiedererrichtung von Gespan-
schaftsgerichten. Dabei wurde darauf hingewiesen, 
dass es ohne munizipale Gerichtsbarkeit kein muni-
zipales System gäbe, dass die königlichen Gerichte 
Fremdkörper („Staat im Staate“) seien, über welche 
ausländische Interessen vertreten und verfolgt wür-
den, und dass sie zu kostenaufwändig seien. KUŠLAN, 
ŠUHAJ, Spisi III, 66, 90, 121, 151ff. 
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nen, Gesetzen, in Einklang zu bringen.41 Den-
noch wandte sich der Landtag an den König mit 
dem Antrag auf Errichtung der Septemviraltafel 
als des obersten Gerichtes für Kroatien und Sla-
wonien. Diesen Antrag begründete der Landtag 
mit der einstigen gerichtlichen Autonomie von 
Kroatien und Slawonien sowie mit der Tatsache, 
dass sämtliche Verfahren bereits in kroatischer 
Sprache geführt und erledigt wurden.42  

Bei der Konzipierung der Gestaltung der Ge-
richtsverfassung prüfte der Landtagsausschuss 
für Rechtspflege die ungarischen Gesetze und 
erwog die Beschlüsse der Judexkurialkonferenz 
über die Gerichtsgeschäfte in Ungarn, mit wel-
chen er unzufrieden war. In der Verhandlung 
wurde daher beschlossen, dass bei der Konzi-
pierung der kroatischen Lösungen sowohl unga-
rische als auch („absolutistische“) österreichi-
sche Gesetze heranzuziehen seien, und diesen 
sollten dann optimale Lösungen für Kroatien 
und Slawonien entnommen werden.43 Der Aus-
schuss beendete diese Arbeit nicht, aber aus 
dem Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuches 
und des Strafgesetzbuches ist ersichtlich, dass 
örtliche (Gemeinde-)Gerichte, Bezirksgerichte, 
gespanschaftliche Gerichtstafeln, die Banaltafel 
und der Senat der Banaltafel als das für Kassati-
onen zuständige Gericht vorgesehen waren.44 Im 
Entwurf des Strafgesetzbuches war die Ge-
schworenengerichtsbarkeit für Strafverfahren 
vor Gespanschafts- und Bezirksgerichten vorge-
sehen. Die Errichtung eines Schwurgerichtes für 
Pressedelikte war auch im Entwurf des Presse-

                        
41 Gesetzesartikel LXXXI: 1861, siehe KUŠLAN, ŠUHAJ, 
Spisi I, 73–79. Vgl. auch GROSS, SZABO, Prema 143; 
VRBANI�, Rad 37. 
42 Spisi 1861, I, 42–43. 
43 Gesetzesartikel LXXX: 1861, siehe KUŠLAN, ŠUHAJ, 
Spisi I, 72; IV, 264. 
44 Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuches in KUŠLAN, 
ŠUHAJ, Spisi IV, 1–161, und des Strafgesetzbuches in: 
ebd. 162–182. 

gesetzes bestimmt.45 Das wesentliche Merkmal 
des geplanten Systems war der munizipale Cha-
rakter, da die munizipalen Versammlungen 
bzw. der Landtag die Richter wählen sollten.46 
Das Gerichtswesen sollte mit der Verwaltung 
auf der untersten (örtliches Gericht) und auf der 
höchsten Ebene (Banaltafel, Senat der Banaltafel) 
verbunden sein, da die Verwaltungsamtsträger 
die Funktion der Gerichtsvorsteher ausüben 
sollten. Für höheres Justizpersonal und Ange-
stellte war im Entwurf die Ernennung auf Le-
benszeit und gesetzlicher Schutz einer solchen 
Stellung vorgesehen.47 Nunmehr sollte jedoch 
die Grundvoraussetzung für die Ausübung des 
Richteramts der Abschluss des Studiums der 
Rechtswissenschaften an der Universität in Zag-
reb und die fachliche Erfahrung sein. Bis zur 
Gründung der Zagreber Universität – über wel-
che ein besonderer Gesetzesentwurf ausgearbei-
tet wurde – reichte die Ablegung einer Anwalts- 
bzw. Richterprüfung. Interessant ist, dass der 
Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuches eine 
völlig neue Organisation der Anwaltschaft, die 
auf Beratern (avocat) und Rechtsanwälten (avou�) 
beruhte, vorschrieb. Die Anzahl der zuletzt Er-

                        
45 Entwurf des Pressegesetzes in KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi 
IV, 183–210. 
46 Interessant ist, dass für die Wahl des höheren Jus-
tizpersonals eine geheime Stimmabgabe („Auslo-
sung“) durch 24 „Geschworene“ vorgesehen war, 
welche die Abgeordneten des Landtags bzw. der 
Gespanschaftsversammlung unter sich gewähl hätten. 
Vgl. Gra�ansko pravo. Obli�ni dio [Bürgerliches 
Recht. Gestaltender Teil], §§ 25–27; siehe KUŠLAN, 
ŠUHAJ, Spisi IV, 29. 
47 Der Entwurf des Zivilrechts sah in § 30 die Ernen-
nung auf Lebenszeit sowie die Absetzung und Ver-
setzung nur auf Grund eines "gesetzlichen Urteils" 
vor. Jedoch galt diese Gewährleistung weder für die 
Gespanschaftsrichter und Beisitzer, noch für die Be-
amten der Staatsanwaltschaft auf gespanschaftlicher 
Ebene, noch für diejenigen Richter, die sich alle drei 
Jahre der Wiederwahl stellen sollten. Dadurch blieb 
im Grunde genommen das Prinzip der munizipalen 
Wiederwahl erhalten. Vgl. KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi I, 73–
79; IV, 30ff. 
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wähnten sollte begrenzt und mit einer von der 
Banaltafel in Zusammenarbeit mit der Berater-
Rechtsanwaltskammer durchgeführten Stellen-
ausschreibung besetzt werden.48 Die Reformar-
beit des im Jahre 1861 vorzeitig aufgelösten 
Landtags entfaltete jedoch keinerlei praktische 
Wirkung, da die abgestimmten Gesetze vom 
König nicht sanktioniert wurden. 

Wie erwartet, blieb das Gerichtswesen daher in 
der bisherigen Weise organisiert, die mit den 
„österreichischen“ Gesetzen aus der absolutisti-
schen Zeit eingeführt worden war. Durch die 
Verordnung des Königs aus dem Jahr 1862 
wurden die gespanschaftlichen Gerichtstafeln 
zu von den Gespanschaftsversammlungen un-
abhängigen Staatsgerichten, wodurch im Grun-
de genommen der bisherige Zustand erhalten 
wurde.49  

Neu im kroatischen Justizwesen nach 1860 wa-
ren die örtlichen Gerichte, die durch die Ver-
ordnung des Justizministers vom Januar 1860 
eingeführt wurden. Diese Gerichte wurden als 
Gemeindegerichte für Zivilrechtsstreitigkeiten 
mit geringem Streitwert errichtet. Das Gericht 
bestand aus dem Gemeindevorsteher (Bürger-
meister) und den Beisitzern, die unter den Mit-
gliedern des Gemeindevorstands gewählt wur-
den. Das Verfahren vor diesen Gerichten war 
mündlich, einfach und flexibel, und gegen die in 
diesem Verfahren gefassten Beschlüsse konnte 
die unzufriedene Partei ein Verfahren wegen 
materieller Rechtsverletzung vor Gerichts- bzw. 
Verwaltungsbehörden einleiten.50 Interessant ist, 

                        
48 KUŠLAN, ŠUHAJ, Spisi IV, 24–161, 174–183. 
49 Vgl. Naredbu Dvorske kancelarije od 16. rujna 1862. 
o uvo�enju sudbenih stolova [Hofkanzleidekret vom 
16. September 1862 über die Einführung von Gerichts-
tafeln], Sbornik 1863, 506–508. Vgl. auch GROSS, 
SZABO, Prema 143. 
50 Vgl. Naredbu ministara unutarnjih poslova i pravo-
su�a od 26. svibnja 1860. o uvo�enju mjesnih sudova 
koji �e suditi i rješavati pomanje parnice [Verordnung 
der Minister des Inneren und der Justiz vom 26. Mai 
1860 über die Einführung von örtlichen Gerichten, 
 

dass diese Verpflanzung aus dem österreichi-
schen Rechtssystem – obgleich diese Art von 
Gerichtsbarkeit in der kroatischen Tradition 
nicht bekannt war – in der neuen Umgebung 
sehr gut funktionierte. 

Die bedeutendste Neuerung war die Gründung 
der Septemviraltafel in Zagreb als kroatisch-
slawonisches Oberstes Gericht mit dem Banus 
an der Spitze. Das Gericht wurde durch einen 
Entschluss des Königs aus dem Jahr 1862 errich-
tet. Seiner Gründung hatte sich der Minister für 
Ungarn in der Wiener Regierung erfolglos wi-
dersetzt.51 Dadurch wurde das kroatische 
Rechtssystem zum ersten Mal innerhalb der 
kroatischen Grenzen abgerundet. 

Die nächste Session des Landtags im Jahr 1865 
befasste sich überwiegend mit den Fragen der 
Definition der staatsrechtlichen Lage von Kroa-
tien und Slawonien in Ungarn und in der Mo-
narchie, wodurch der Aufbau der Einrichtungen 
in den Hintergrund trat. Der Landtag übernahm 
materielle und prozessuale Vorschriften des 
Zivil- und Strafrechts sowie das Wechselgesetz, 
die 1861 im Landtag ausgearbeitet wurden, da 
er dieser seine Auflösung durch den König be-
fürchtete. Der Ausschuss des Landtags, der die-
se Lösung vorschlug, betonte besonders das 
Erfordernis der Gewährleistung der Unabhän-
gigkeit und Kompetenz von Richtern durch das 
Prinzip der Wählbarkeit der Richter in munizi-

                        
welche über die geringfügigen Zivilrechts-
streitigkeiten (Bagatellsachen) urteilen werden], 
Sbornik 1863, 137–144. 
51 Die Septemviraltafel urteilte in Strafsachen im Se-
nat, der aus sieben Richtern bestand; über Zivilsachen 
richtete sie im Senat, bestehend aus fünf bzw. drei 
Richtern. Der Banus war bis 1874 der formale Präsi-
dent der Septemviraltafel, nahm aber nicht an den 
Verhandlungen teil. Die Geschäfte leitete in Wirklich-
keit der Sekretär der Banaltafel. Die Organisation und 
Zuständigkeit der Septemviraltafel und der Wir-
kungsbereich des Präsidenten wurden im Jahr 1893 
endgültig geregelt. BEUC, Povijest 317–318; GROSS, 
Zapisnici 146–147; PEDERIN, Politi�ka djelatnost 606–
607. 
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palen Versammlungen sowie die Ausübung 
dieses Amtes auf Lebenszeit. Die Unabhängig-
keit wurde in erster Linie offenbar als die Unab-
hängigkeit von dem königlichen Einfluss erlebt. 
Die Richter sollten wohl an die munizipalen 
Versammlungen und nicht an den König ge-
bunden sein. Die Prinzipien der Öffentlichkeit 
und der Mündlichkeit der Gerichtsverfahren 
wurden auch unterstrichen. Vorgesehen war 
jedoch die Abschaffung des öffentlichen Notari-
ats, da dieses „außergewöhnlich teuer“ war. Die 
Geschäfte, die im notariellen Zuständigkeitsbe-
reich lagen, sollten auf Gerichte und Rechtsan-
wälte übertragen werden.52 Der Entwurf des 
Pressegesetzes von 1861 wurde auch nicht über-
nommen, da man befürchtete, der König würde 
die Bestätigung des Gesetzes, das die Geschwo-
renengerichtsbarkeit für Pressedelikte vor-
schrieb, verweigern, obgleich die Geschworen-
engerichtsbarkeit in Österreich als eine ordentli-
che Institution des Strafverfahrens existierte. 
Stattdessen wurde das österreichische Pressege-
setz von 1862 übernommen, aber ohne die Best-
immungen über die Geschworenen.53 Jedoch 
wurde kein einziges von diesen Gesetzen vom 
König bestätigt, so dass die Organisation aus 
dem Jahr 1853 weiterhin als Grundlage des kro-
atischen Justizwesens fungierte, lediglich er-
gänzt durch örtliche Gerichte und die Septemvi-
raltafel. 

                        
52 Bericht des Gerichtsausschusses siehe Saborski spisi 
1865–1867, 94–95. 
53 Dnevnik Sabora 738–739, 743; Saborski spisi 1865–
1867, 326–327, 333, 334; KRESTI�, Hrvatsko-ugarska 
nagodba 261. 

VI. Schaffung der Grundlagen für das 
moderne kroatische Gerichtswesen im 
kroatischen Parlament:  
Liberale Reformen 1873–1880 und  
Eingliederung der Militärgrenze in das 
kroatische Rechtssystem 1871–1882 

1. Kroatisch-ungarischer Ausgleich und  
Modernisierung der Institutionen in  
Kroatien und Slawonien 

Die Zeit des Verfassungsprovisoriums in der 
Monarchie endete durch den Abschluss des 
österreichisch-ungarischen Ausgleichs 1867 
bzw. des subdualistischen kroatisch-unga-
rischen Ausgleichs 1868 zwischen dem ungari-
schen Landtag und dem kroatisch-slawonischen 
Landtag, der auf Grund des vom König erlasse-
nen Notwahlgesetzes stattfand. Aus diesem 
Grund sowie wegen des heftigen Wahldruckes 
vertrat die oppositionelle Nationalpartei die 
Ansicht, dass dieser Landtag und der abge-
schlossene Ausgleich verfassungswidrig seien. 
Der kroatisch-ungarischen Ausgleich gewähr-
leistete Kroatien und Slawonien die Autonomie 
in den Bereichen Innenverwaltung, Bildungswe-
sen, Kirchenwesen und Rechtspflege, jedoch 
sicherte dieser Ausgleich auch die Kontrollrolle 
der Zentralregierung in Budapest. Der kroati-
sche Banus wurde auf Vorschlag des Minister-
präsidenten der Zentralregierung ernannt, wäh-
rend die öffentlichen Finanzen unter die „ge-
meinsame“ Zuständigkeit fielen, die im Zustän-
digkeitsbereich der Zentralregierung und des 
gemeinsamen Reichstags lag. Obgleich diese 
Institutionen als „gemeinsame“ definiert waren, 
waren sie de facto ungarisch, während der kroa-
tische Einfluss eher symbolisch war. 

Die Zentralregierung konnte faktisch und auf 
mittelbare Weise auch auf die autonome Ge-
setzgebung Einfluss ausüben. Ein Einflussin-
strument von besonderer Bedeutung waren die 
Verfahren zur Einholung der Bestätigung und 
der Vorsanktion. Die Gesetze des kroatisch-
slawonischen Landtags wurden nämlich dem 
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König zur Bestätigung über die Zentralregie-
rung vorgelegt, die gegen diese Gesetze Ein-
wendungen wegen Überschreitungen der auto-
nomen Zuständigkeit oder Gefährdung der ge-
meinsamen Interessen erheben konnte. In der 
Praxis akzeptierte der König stets die Einwen-
dungen der stärkeren ungarischen Seite, und in 
diesen Fällen weigerte er sich, das kroatische 
Gesetz zu bestätigen. Deshalb musste der kroa-
tisch-slawonische Landtag sogar im Bereich der 
autonomen Zuständigkeit der Auffassung der 
Zentralregierung von vornherein Rechnung 
tragen. So ähnlich war es auch mit der Vorsank-
tion der Gesetzesanträge durch den König, die 
von der kroatisch-slawonischen Landesregie-
rung erarbeitet wurden. Die Prozedur zur Ein-
holung der Vorsanktion entsprach der zur Ein-
holung der Bestätigung und machte den Ein-
fluss der Zentralregierung bereits in dieser frü-
hen Phase möglich.54 

                        
54 Die Landesregierung brachte Gesetzesanträge im 
Namen des Königs im Landtag ein, das heißt, sie 
besaß kein selbstständiges Recht, Gesetze vorzuschla-
gen. Aus diesem Grund mussten die Gesetzesentwür-
fe der Regierung, noch bevor sie im Landtag einge-
bracht wurden, die Vorsanktion des Königs erhalten. 
Das Verfahren zur Einholung der Vorsanktion für 
einen Gesetzesentwurf verlief analog zum Verfahren 
der Einholung der Gesetzessanktion, wobei der Ent-
wurf dem König über die Zentralregierung in Buda-
pest vorgelegt wurde. In Wirklichkeit bedeutete das, 
dass die Gesetzesentwürfe die Zustimmung der Zent-
ralregierung erhalten mussten. Im Unterschied zum 
Verfahren der Bestätigung, das im Grunde durch die 
Revision des Ausgleichs aus dem Jahr 1873 geregelt 
wurde und übersichtlich war, blieb das Verfahren zur 
Einholung der Vorsanktion von außen nicht erkenn-
bar und war unvollständig geregelt. Daher handelt es 
sich hier um ein sehr mächtiges Instrument, durch 
welches bereits im Voraus Einfluss auf den Inhalt und 
sogar auf die Gesetzesverabschiedung selbst ausgeübt 
werden konnte. Es ist jedenfalls viel sagend, dass die 
Institution der Vorsanktion – die auch für das Ver-
hältnis der Ungarischen Regierung und des Königs 
galt – durch eine geheime Vereinbarung zwischen 
dem König und dem ungarischen Landtag aus dem 
Jahr 1867 geregelt wurde. �EPULO, Building 66–67. 

Trotz der nachteiligen Bestimmungen des Aus-
gleichs wurde durch diesen dennoch eine stabile 
und dauerhafte Verfassungsgrundlage für die 
kroatische Autonomie geschaffen, welche die 
Gestaltung der inneren Einrichtungen verschie-
denartig beeinflusste. In diesem Rahmen verlo-
ren die provisorischen und veralteten Lösungen 
ihre Grundlage. Dennoch ermöglichte die Stabi-
lität der durch den Ausgleich geschaffenen 
Ordnung eine ernsthafte Herangehensweise an 
die Reformen anstelle von experimentellen Ver-
suchen, an deren Annahme bereits im Vorfeld 
gezweifelt werden konnte. Das gesamte System 
mit einer stabilen und rationalen Grundlage 
entsprach auch den ungarischen Interessen am 
ordentlichen Funktionieren der kroatischen 
Selbstverwaltung als Teil des Königreichs Un-
garn. Vom ungarischen Standpunkt aus sollte 
die Einführung moderner Einrichtungen in Kro-
atien und Slawonien die Vorteile der durch den 
Ausgleich eingeführten Autonomie zum Aus-
druck bringen und Widersetzungen ausschalten. 
Diese neuen Einrichtungen sollten jedoch weder 
moderner sein als jene in Ungarn, noch durften 
sie die kroatische Autonomie stärken, da Kroa-
tien dadurch eine eigene moderne Identität er-
langen hätte können, wodurch die Aufsicht aus 
dem Zentrum erschwert gewesen wäre.  

In der Zeit der autoritären Herrschaft von Banus 
Levin Rauch (1868–1871), einem Angehörigen 
der führenden Unionistenpartei und Vertrau-
ensperson der Zentralregierung, wurden nur die 
nötigsten Reformen im Bereich der Verwaltung 
ergriffen und noch weniger im Gerichtswesen. 

Das erste Gesetz, das der Landtag 1870 im Be-
reich der Rechtspflege verabschiedete, regelte 
die Frage der Ernennung von Richtern und Be-
amten an den königlichen Gerichten. Eigentlich 
wurde aber dadurch die provisorische Lösung 
des Königs aus dem Jahr 1869 legalisiert, auf 
Grund welcher die Richter der königlichen Ge-
richte und die Sekretäre der Septemviraltafel auf 
Vorschlag des Banus vom König ernannt wur-
den, die übrigen Beamten hingegen vom Ba-
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nus.55 Einige Justizfragen wurden teilweise auch 
im Gesetz über die Organisation der Gespan-
schaften, das durch die Weisung aus dem Jahr 
1861 ersetzt wurde, behandelt. Durch dieses 
Gesetz wurde das Prinzip der Trennung des 
Gerichtswesens von der Verwaltung bei örtli-
chen Gerichten und Bezirksgerichten jedoch 
nicht vollständig umgesetzt. Bei den örtlichen 
Gerichten blieb die Verbindung zwischen dem 
Gerichtswesen und der Verwaltung bestehen. 
Begründet wurde dies mit der Zügigkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Verfahren, was sich bei 
diesen Gerichten bis dahin bewährt hätte.56 An 
diesem Gesetz wurde jedoch bald heftige Kritik 
ausgeübt. Zu den wichtigsten Einwendungen 
zählte die der Verbindung des Gerichtswesens 
mit der Verwaltung.57 

2. Reformen des Gerichtswesens in der Zeit   
des Banus Ivan Mažurani� 1873–1880 

Die autoritäre Führung der Unionistenpartei 
hatte, auch trotz des Drucks auf die Wähler und 
der Unterstützung von Seiten der Zentralregie-
rung, den faktischen Zerfall dieser Partei und 
                        
55 Zakonski �lanak XI:1870. sabora kraljevina Dalma-
cije, Hrvatske i Slavonije o preina�enju njekojih usta-
novah ob imenovanju sudacah, i o popunjenju nižjih 
službah kod kraljevskih oblastih sudbenih u kraljevini 
Hrvatskoj i Slavoniji [Gesetzesartikel XI: 1870 des 
Landtags der Königreiche Dalmatien, Kroatien und 
Slawonien über die Änderung einiger Bestimmungen 
über die Ernennung der Richter und die Besetzung 
der niedriger positionierten Ämter in den Gerichtsbe-
hörden im Königreich Kroatien und Slawonien], 
Sbornik 1870, 317–318. Die Regierung hat mit diesem 
Gesetz den Inhalt der Entschließung des Königs vom 
13. August 1869 lediglich übernommen. Vgl. die Be-
gründung des Banus in: Saborski spisi 1867–1870, 192, 
10, 156. 
56 Zakonski �lanak XVII:1870. sabora kraljevina 
Hrvatske, Slavonije i Dalmacije o ustrojstvu županijah 
istih kraljevina [Gesetzesartikel XVII:1870 des Land-
tags der Königreiche Kroatien, Slawonien und Dalma-
tien zur Organisation der Gespanschaften derselben 
Königreiche], Sbornik 1871, 51–65. Vgl. auch die Be-
gründung des Banus in: Saborski spisi 1867–70, 265. 
57 SMREKAR, Priru�nik 30. 

den Sieg der Nationalpartei bei den Parla-
mentswahlen 1872 zur Folge. Wegen der Ausei-
nandersetzung zwischen der Zentralregierung 
und der Nationalpartei wurde eine Blockade des 
kroatischen politischen Systems verhängt, da die 
Zentralregierung mit Unterstützung des Königs 
die Einberufung des Landtags obstruierte. Die 
Blockade wurde auf Grund eines Kompromisses 
zwischen der Zentralregierung und der Natio-
nalpartei beendet. Die Mitglieder der National-
partei gaben die völlige Ablehnung des Aus-
gleichs als eines verfassungswidrigen Aktes auf. 
Der Ausgleich wurde unwesentlich revidiert 
und für das Amt des Banus wurde der Reform-
politiker Ivan Mažurani� ernannt. Er genoss das 
Vertrauen des Königs, stand der Nationalpartei 
nahe und wurde auch von der Zentralregierung 
akzeptiert.  

Mažurani� setzte 1873 unter verhältnismäßig 
günstigen Umständen ein intensives und sehr 
bedeutendes Reformprogramm in Gang, in des-
sen Mittelpunkt die Verwaltungs- und Justizge-
setze standen. Die Reformtätigkeit und ihre 
Bedeutung wurden jedoch ab 1875 verlangsamt, 
nachdem K�lm�n Tisza, ein Liberaler mit äu-
ßerst großungarischer Ausrichtung und autori-
tärer Führungsweise, an die Spitze der Zentral-
regierung gekommen war. Mažurani� trat 1880 
zurück, nachdem er mit den Obstruktionen und 
dem Druck der Zentralregierung sowie mit der 
durch den ungenügenden Erfolg und der Un-
entschlossenheit gegenüber der Zentralregie-
rung ausgelösten Kritik in der kroatischen Öf-
fentlichkeit konfrontiert wurde.  

Dennoch gelang es Mažurani�, bis 1875 die 
Grundlagen der modernen und verhältnismäßig 
langfristigen autonomen Organisation des kroa-
tischen Gerichtswesens zu schaffen. Die Bedeu-
tung und wichtigsten Merkmale seiner Refor-
men hat besonders der aus Deutschland stam-
mende Gedanke vom Rechtsstaat beeinflusst, in 
welchem qualitätsvolles Gerichtswesen und 
Verwaltung von entscheidender Bedeutung 
waren. Der schwierige Zustand des kroatischen 



 Dalibor �EPULO 

 

20

Gerichtswesens machte eine dringende Moder-
nisierung erforderlich. Ein bedeutender Teil des 
Gerichtspersonals hatte nicht die erforderlichen 
formellen Kompetenzen, den Richtern wurden 
Ineffizienz und Korruption vorgeworfen, die 
gerichtliche Territorialeinteilung war irrational. 
Die vorrangige Bedeutung der Reform des Ge-
richtswesens wurde außerdem durch die Tatsa-
che unterstrichen, dass in der von Wien aus 
durchgeführten Justizreform in der Militärgren-
ze die Trennung des Gerichtswesens von der 
Verwaltung sowie die Einführung der Gewähr-
leistungen für die richterliche Unabhängigkeit in 
Kroatien und Slawonien als Voraussetzungen 
für die Vereinigung des kroatischen Gerichtwe-
sens und des Gerichtswesens der Militärgrenze 
angeführt wurden. Es hatte daher den Anschein, 
dass die Durchführung der Gerichtsreformen in 
Kroatien und Slawonien die Wiedereingliede-
rung der Militärgrenze beschleunigen würde, 
was auch eines der Hauptziele von Mažurani� 
war.58 

Die Gründung der Universität in Zagreb mit der 
philosophischen, theologischen und der rechts-
wissenschaftlichen Fakultät und die damit ver-
bundene Verbesserung der juristischen Ausbil-
dung unterstützte die Reformen, die sich an die 
neuen Gesetze anlehnten. Die Gründung der 
Universität und der Fakultät für Rechtswissen-
schaften mit einer vierjährigen Ausbildung war 
eine der bedeutendsten Reformen in der Zeit 
von Mažurani�. Als Vorbereitung dazu dienten 
die bereits im Jahre 1868 vorgenommene Ände-
rung des Programms und die Verlängerung der 
Studiendauer der Rechtswissenschaftlichen 
Akademie auf vier Jahre.59 Die Gründung des 
vollen akademischen Studiums der Rechtswis-

                        
58 GROSS, SZABO, Prema 429. 
59 Zur Ausbildung an der Fakultät für Rechtswissen-
schaften in Zagreb von 1874 bis 1918 und zu ihrer 
Rolle im Transfer des Rechts und in der Entwicklung 
des kroatischen Rechtssystems, siehe �EPULO, Legal 
education 123–151. 

senschaften schuf die Voraussetzung dafür, dass 
in der Gesetzgebung und in der Praxis höhere 
Anforderungen an die Qualität des Richter- und 
Beamtenpersonals gestellt werden konnten. Es 
musste jedoch noch eine gewisse Zeit verstrei-
chen, bis die neuen gesetzlichen Bestimmungen 
in der Praxis komplett angewendet wurden. 

Das grundlegende Gesetz, das sich auf das Ge-
richtswesen bezog, war ein kurz gefasstes Ge-
setz über die richterliche Gewalt, das bereits in 
Dezember 1873 zur Verabschiedung vorgeschla-
gen wurde. Diese Vorschrift übernahm den 
größten Teil der Bestimmungen des gleichnami-
gen österreichischen Staatsgrundgesetzes von 
1867, allerdings wurden gewisse Gewährleis-
tungen dennoch herausgenommen.60 Das Gesetz 

                        
60 Aus dem österreichischen Gesetz über die richterli-
che Gewalt – das eine solide Grundlage für ein quali-
tätsvolles und unabhängiges Gerichtswesen war – 
wurden jene Bestimmungen nicht übernommen, die 
keinen formalen oder tatsächlichen Anknüpfungs-
punkt im kroatischen Regierungssystem hatten (Be-
stimmungen über die Militärgerichte und über den 
österreichischen Obersten Gerichtshof), aber auch 
einige Bestimmungen, welche die unabhängige und 
korrekte Gerichtsbarkeit gewährleisten. So wurden 
die Bestimmungen über die gesetzliche Regelung der 
Straf- und Finanzgerichtsbarkeit, die Vereidigung der 
Gerichtsbeamten auf die Verfassungsgesetze, den 
Anspruch des Staates auf Schadenersatz im Falle der 
Verletzung des amtlichen Dienstes, das Prinzip der 
Mündlichkeit und Öffentlichkeit vor Gerichten, über 
die Geschworenengerichtsbarkeit in Verfahren wegen 
Straftaten, die mit schweren Strafen bedroht sind, 
sowie in politischen Verfahren und Verfahren wegen 
Pressedelikten, das Recht des Königs zur Amnestie-
rung und Begnadigung, mit Ausnahme der Minister-
verantwortlichkeit sowie über die verbindliche Rege-
lung der Voraussetzungen für die Einstellung der 
Strafverfolgung durch die Strafprozessordnung, über 
die Gewährleistung des Schutzes im öffentlichen und 
mündlichen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 
im Falle von Verletzungen der Einzelrechte durch die 
Verwaltungsgewalt nicht übernommen. Österreichi-
sches Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867 über 
die richterliche Gewalt (RGBl 144/1867) siehe BER-

NATZIK, Verfassungsgesetze 430–433; �EPULO, Buil-
ding 72; �EPULO, Dioba 247–248. 
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erklärte alle Gerichtsbarkeit als königlich (d.h. 
staatlich), enthilet die organisatorische und per-
sonelle Trennung des Gerichtswesens von der 
Verwaltung und das Prinzip der Unabhängig-
keit des richterlichen Berufes und Amtes, die 
Pflicht auf gesetzliche Regelung der Gerichtsver-
fassung und Höhe der richterlichen Gehälter, 
die Inkompatibilität des richterlichen Berufes 
mit anderen bezahlten Staats- oder Gemeinde-
dienstposten, Ernennung der Richter auf Le-
benszeit, Zulässigkeit der Versetzungen der 
Richter an eine andere Stelle oder in den Ruhe-
stand gegen ihren Willen nur durch ein richter-
liches Urteil und Verfahren und aus gesetzlich 
vorgeschriebenen Gründen. Das Gesetz ließ die 
richterliche Kontrolle der Verordnungen der 
Verwaltung zu und schloss die Möglichkeit der 
Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit von Geset-
zen durch die ordentliche Gerichtsbarkeit aus, 
gewährte das Recht auf den Rechtsweg gegen 
Entscheidungen der Verwaltungsbehörden in 
Fällen der Verletzung einander widerstreitender 
Privatinteressen (§ 11 des Gesetzes) und regelte 
die Beilegung der Kompetenzkonflikte zwischen 
der Verwaltung und dem Gerichtswesen durch 
die Konzertation bzw. durch eine Vereinbarung 
zwischen der Landesregierung und der Sep-
temviraltafel mit dem König, als dem endgülti-
gen Schiedsrichter.61  

Zusammen mit diesem Gesetz wurde auch das 
Gesetz über das Präsidium der Septemviraltafel 
vorgeschlagen und angenommen. Durch dieses 
Gesetz war nicht länger der Banus Präsident, 
sondern die Richter dieses Gerichtes wählten 
ihren Präsidenten künftig selbst.62 Mit dem Ge-

                        
61 Saborski dnevnik 1872–1875, II, 987, 993, 1024–1025, 
1028–1035, 1039–1040, 1046, 1055–1057, 1065. Zakon 
od 28. II. 1874. o vlasti suda�koj [Gesetz vom 28. 2. 
1874 über die richterliche Gewalt], Sbornik 1874, 147–
149. Ausführlicher zu diesem Gesetz siehe �EPULO, 
Dioba 241–254. 
62 Zakon od 28. II. 1874. o predsjedništvu Kr. stola 
sedmorice [Gesetz vom 28. 2. 1874 über das Präsidi-
um der Königlichen Septemviraltafel], Sbornik 1874, 
 

setz über die richterliche Gewalt wurde auch 
das Gesetz über die Disziplinarbehandlung rich-
terlicher Beamten und die unfreiwillige Verset-
zung derselben an eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand vorgeschlagen. Das Gesetz bestimm-
te die disziplinären Verletzungen des Richter-
amtes und die Sanktionen und schrieb das Dis-
ziplinarverfahren vor, das den Richtern selbst 
anvertraut wurde. Disziplinargerichte waren die 
Septemviraltafel (für den Vizepräsidenten und 
die Gerichtsräte der Septemviraltafel und der 
Banaltafel sowie für die Vorsteher und Vizevor-
steher der erstinstanzlichen Gerichte) und die 
Banaltafel (für alle anderen Richter). Dieses Ge-
setz machte die Versetzungen und Pensionie-
rungen von Richtern gegen ihren Willen grund-
sätzlich unmöglich, es sei denn, es handelte sich 
um besondere, gesetzlich vorgeschriebene Aus-
nahmefälle (Veränderungen in der Organisation 
der Gerichte, unerlaubte Schwägerschaft, „aus 
zwingender Notwendigkeit“ im Interesse der 
Rechtspflege und wegen körperlicher Unfähig-
keit). Auch dann war eine Versetzung nur an 
eine Stelle desselben Ranges und Gehalts mög-
lich, während in allen anderen Fällen das Dis-
ziplinargericht über die Versetzung oder Pensi-
onierung endgültig entscheiden musste.63 

                        
159–160. Saborski dnevnik 1872, II, 1050–1051, 1056–
1057, 1058, 1064–1065; vgl. auch �EPULO, Dioba 254–
255. 
63 Saborski dnevnik 1872–1875, I, 1040–1044, 1046–
1051, 1058, 1060–1064. Zakon od 28. II. 1874. o kar-
nostnoj odgovornosti sudaca, o premještaju njihovu i 
o umirovljenju protiv volje njihove [Gesetz vom 28.  2. 
1874 betreffend die Disziplinarbehandlung richterli-
cher Beamten und die unfreiwillige Versetzung der-
selben an eine andere Stelle oder in den Ruhestand], 
Sbornik 1874, 150–158. Der österreichische Vorgänger 
dieses Gesetzes war das entsprechende österreichi-
sche Gesetz vom 21. Mai 1868, dem es in seiner Sys-
tematik und in einigen wesentlichen Ausgangspunk-
ten dennoch nicht gefolgt ist. Das Gesetz vom 21. Mai 
1868 betreffend die Disziplinarbehandlung richterli-
cher Beamten und die unfreiwillige Versetzung der-
selben an eine andere Stelle oder in den Ruhestand, 
RGBl. 46/1868. 



 Dalibor �EPULO 

 

22

Die Möglichkeit einer verhältnismäßig weitge-
henden gerichtlichen Kontrolle der Verwaltung, 
die eine weite Auslegung von § 11 des Gesetzes 
über die richterliche Gewalt eröffnete, wurde in 
der Praxis nicht ausgenutzt. Eine eigene Verwal-
tungsgerichtsbarkeit für Kroatien und Slawo-
nien wurde nie eingeführt, sondern ein be-
schränkter verwaltungsgerichtlicher Schutz 
konnte im Rahmen der gemeinsamen ungarisch-
kroatischen Zuständigkeit vor dem Verwal-
tungsgerichtshof in Budapest geltend gemacht 
werden.64 Dieser Umstand sowie die allgemeine 
Übermacht der Verwaltung gegenüber dem 
Gerichtswesen – welche insbesondere in den 
regressiven Eingriffen der kommenden Zeit zum 
Ausdruck kommen wird – rechtfertigten, dass 
neben Österreich und Ungarn auch Kroatien 
und Slawonien als ein „Verwaltungsstaat“ defi-
niert wird.65 

Nach den ersten grundlegenden Reformen des 
Gerichtverfassungsgesetzes folgten weitere. Das 
wichtigste Gesetz darunter war das Gesetz über 
die Verfassung der Gerichte des ersten Rechts-
zugs (erster Instanz, Anm. d. Autors), mit wel-
chem die territoriale Umverteilung der Gerichte 

                        
64 �EPULO, Dioba 236. 
65 Kroatien und Slawonien zählten wegen der schwa-
chen Aufsicht der Verwaltung durch das ordentliche 
Gerichtswesen, des weiten Umfangs des Verwal-
tungsrechts, des Fehlens einer Verwaltungsgerichts-
barkeit und der Beilegung von Kompetenzkonflikten 
zwischen der richterlichen und der Verwaltungsge-
walt durch die „Konzertation“ zu den „Verwaltungs-
staaten“ (und nicht etwa zu den „Gerichtsstaaten“). 
Dennoch ist hervorzuheben, dass das Fehlen der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit gewissermaßen durch 
das entwickelte Institut der Eingaben ausgeglichen 
wurde. Den Eingaben wurde nämlich stattgegeben, 
auch nachdem der angefochtene Verwaltungsakt 
seine formelle Rechtskraft erlangt hatte. Vielmehr 
wurde den Eingaben wegen des Rechtschutzes der 
Privatinteressen auch dann stattgegeben, wenn Dritte 
auf Grund des angefochtenen Verwaltungsaktes be-
stimmte Rechte bereits erworben hatten. �EPULO, 
Dioba 251–253; KRBEK, Stranka 140; DERS., Upravno 
pravo 40. 

durchgeführt wurde. Die Gründe für die Reor-
ganisation lagen in der Anpassung an die neue 
verwaltungsterritoriale Einteilung und in einer 
logischeren Verteilung der Gerichte unter Rück-
sicht auf deren Zuständigkeit und Zugänglich-
keit für die Bevölkerung. Die Reformen wurden 
unter den bescheidenen kroatischen finanziellen 
Umständen abgewickelt, so dass der Aufwand 
der neuen Gerichtsorganisation durch die Er-
sparnisse auf Grund der Rationalisierung des 
Verwaltungsapparates gedeckt wurde. Die 
Struktur und die Anzahl der Gerichte war ein 
Kompromiss zwischen den Vorschlägen der 
Landesregierung und der Abgeordneten. Die 
Regierung schlug die Erweiterung des Zustän-
digkeitsbereiches und die Vermehrung der An-
zahl selbstständiger Gerichte sowie eine Verrin-
gerung der Gerichtstafeln auf vier (eine Ge-
richtstafel auf 300.000 Einwohner) vor. Die Re-
gierung war der Ansicht, dass für eine größere 
Anzahl dieser Gerichte, deren Unterhaltung zu 
aufwändig war, Fachleute und die erforderli-
chen Räumlichkeiten fehlten. Gleichzeitig schlug 
die Regierung die Erweiterung der vollen zivil-
rechtlichen Zuständigkeit auf alle Gerichte vor, 
womit sie den Parteien die Streitgerichtsbarkeit 
näher brachte. Die Rechtfertigungen dieser Vor-
schläge fand die Regierung auch in der Verstaat-
lichung der Gerichte bzw. in der Ernennung der 
Richter an Bezirks- und Gemeindegerichten im 
Wege eines gesetzlich vorgeschriebenen Verfah-
rens, anstatt wie früher durch Wahlen in den 
munizipalen Versammlungen. Das gewährleis-
tete eine qualitätsvolle Wahl der Richter.66  

Durch das Gesetz über die Staatsanwaltschaft 
erlangten die Mitglieder dieser Behörde die 
Stellung der Beisitzer ordentlicher Gerichte. 
Dadurch näherten sie sich teilweise dem Rich-

                        
66 Saborski dnevnik 1872, II, 1147, 1377, 1418–1425, 
1428, 1432, 1434, 1630. Zakon od 21. XI. 1874. o ustroju 
sudova prve molbe [Gesetz über die Verfassung der 
Gerichte des ersten Rechtszugs vom 21. 11. 1874], 
Sbornik 1874, 445–449. 
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teramt an – insbesondere mit dem Verbot der 
unfreiwilligen Pensionierung oder Versetzung – 
jedoch hatten sie nicht auch das Recht auf Teil-
nahme am Verfahren (Urteilen). Erhalten wurde 
dadurch die bis dahin übliche Praxis, dass Rich-
ter in die Staatsanwaltschaft übergingen, um 
danach in ihr Amt zurückzukehren. Das sollte 
eine bessere Zusammensetzung der Staatsan-
waltschaft gewährleisten. Der Oberstaatsanwalt 
war dem Vorsteher der Justizabteilung der Lan-
desregierung und ab 1875 auch dem Banus un-
tergeordnet.67 

Neben diesen grundlegenden, die Organisation 
betreffenden, Gesetzen im Bereich der Rechts-
pflege schlug die Regierung auch mehrere Ge-
setze im Bereich des Strafverfahrens vor, durch 
welche auch die Geschworenengerichtsbarkeit 
eingeführt wurde. Grundlegend dafür war die 
Novelle zur Strafprozessordnung, neben wel-
cher auch Gesetze, welche die Frage der Ge-
schworenengerichtsbarkeit bei Pressedelikten 
regelten, vorgeschlagen wurden.68 

Der grundlegende Akt der Strafrechtsreform 
war die StPO, die auch eine subsidiäre Quelle 
für die Gesetze über Strafverfahren wegen Pres-
sedelikten war. Die Novelle der geltenden Straf-
prozessordnung aus dem Jahre 1853 mit Lösun-
gen, denen vorwiegend die österreichische StPO 
von 1873 zugrunde lag, wurde von der Regie-
rung vorgeschlagen. Im Vorschlag zur neuen 
StPO wurden, deutlicher als in der StPO von 
1853, die Grundsätze der Öffentlichkeit, Münd-
lichkeit und Unmittelbarkeit aufgestellt, das 

                        
67 Saborski dnevnik 1872, II, 1147, 1352, 1355–1356, 
1364, 1366, 1370. Zakon od 21. XI. 1874. o službenom 
odnošaju �lanova državnog odvjetništva i o zastupan-
ju zemaljskog erara u gra�ansko-pravnim poslovima 
[Gesetz über das Dienstverhältnis der Mitglieder der 
Staatsanwaltschaft und der Vertreter des Landesärars 
in zivilrechtlichen Angelegenheiten vom 21. 9. 1874], 
Sbornik 1874, 457–459. Vgl. auch BEUC, Povijest 318–
319; �EPULO, Dioba 257–258; OGORELICA, Kazneno 
206–210. 
68 Saborski dnevnik 1872, II , 1152. 

System der gebundenen Beweise wurde aufge-
hoben und der Grundsatz der freien Beweis-
würdigung eingeführt, die Freisprechung von 
Anklagevorwürfen aus Beweismangel abge-
schafft, die Auswahl an Rechtsmitteln erweitert 
und verstärkte Zusammensetzungen erstin-
stanzlicher Senate eingeführt. Der Justizaus-
schuss des Landtags erarbeitete jedoch einen 
eigenen Vorschlag zur gesamten Strafprozess-
ordnung, ebenfalls nach dem Vorbild der öster-
reichischen StPO aus dem Jahr 1873. Der we-
sentliche Unterschied zwischen diesen zwei 
Vorschlägen lag in der Kompetenzbreite des 
Schwurgerichtes. Der Vorschlag der Regierung 
sah die Einführung der Geschworenengerichts-
barkeit lediglich für Pressedelikte und die Er-
richtung nur eines Schwurgerichtes in Zagreb 
vor. Der Vorschlag des Landtagsausschusses sah 
einen wesentlich breiteren Zuständigkeitsbe-
reich vor, der gleich dem aus der österreichi-
schen StPO war, die neben Pressedelikten auch 
sämtliche schwerere Delikte einschließlich poli-
tischer Straftaten umfasste. Der Landtag nahm 
schließlich den Vorschlag der Regierung an. Die 
Regierung begründete ihren Vorschlag damit, 
dass keine prägnanten gesellschaftlichen Vo-
raussetzungen dafür vorlägen, nämlich mit Feh-
len größerer Städte und der Unterentwicklung 
des Mittelstandes als der gesellschaftlichen 
Grundlage für die Geschworenengerichtsbar-
keit, sowie dem Grad der Aufgeklärtheit und 
des gesellschaftlichen Bewusstseins, der für eine 
kollektive laienhafte Rechtsentscheidung erfor-
derlich sei. Die Diskussion im Landtag zu dieser 
Frage brachte die Skepsis der Regierung, aber 
auch der mehrheitsstellenden Nationalpartei 
gegenüber dem Reifegrad der kroatischen Be-
völkerung (Zagreb ausgenommen) für die Ge-
schworenengerichtsbarkeit zum Ausdruck. Es 
schien aber, dass viel mehr befürchtet wurde, 
dass im Falle der Einführung der Geschwore-
nengerichtsbarkeit für politische Delikte die 
Zentralregierung die Verweigerung der Bestäti-
gung des Königs für das ganze Gesetz erwirken 
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würde. So wurde die Geschworenengerichts-
barkeit doch lediglich für die Pressedelikte ein-
geführt. Eine schwache Kompensation für den 
breiten Zuständigkeitsbereich der laienhaften 
Geschworenengerichtsbarkeit bot die Einfüh-
rung der Beisitzergerichtsbarkeit in Übertre-
tungsfällen.69 

Das Gesetz über das Strafverfahren in Pressesa-
chen sah für die Presseübertretungen die Zu-
ständigkeit der Bezirksgerichte in Orten, in wel-
chen die Gerichtstafeln ihre Sitze hatten, vor, 
während bei Verbrechen und Vergehen die Ge-
richtstafel in Zagreb als Schwurgericht urteilte. 
Die auf Zagreb begrenzte Geschworenen-
gerichtsbarkeit offenbarten die Bedenken der 
Gesetzgeber hinsichtlich der Fähigkeit der kroa-
tischen Bevölkerung zur Teilnahme an der Ge-
schworenengerichtsbarkeit. Ferner brachte die 
Einschränkung der Zuständigkeit für Übertre-
tungen auf Bezirksgerichte in Städten mit einem 
stärkeren fachlichen Kern in Form von Gerichts-
tafeln zum Teil die eher zurückhaltende Hal-
tung zur Befähigung der kroatischen Richter 
zum Ausdruck. Dennoch wurde so die Recht-
sprechung durch qualifizierte Richter gewährt 
und für diese Lösung sprachen sowohl finanzi-
elle als auch politische Gründe. Durch die Kon-
zentration der Gerichte in den Zentren wurden 
Ersparnisse erzielt, aber auch die Beeinflussung 
der Justiz durch die Regierung erleichtert.70 Die 
Zusammensetzung des Schwurgerichts regelte 

                        
69 Zakon od 17. V. 1875. o kaznenom postupku [Straf-
prozessordnung vom 17. 5. 1875], Sbornik 1875, 235–
354; Saborski dnevnik 1872, II, 1152, 1377, 1435–1440, 
1446–1533, 1535–1542, 1583, 1595; Vgl. auch BAYER, 
Stogodišnjica 17–33; DERS., Kazneno 153; GROSS, 
SZABO, Prema 376–377; LJUBANOVI�, 120. obljetnica 
244ff. 
70 Zakon od 17. V. 1875. o kaznenom postupku u 
poslovima tiskovnim [Gesetz vom 17. 5. 1875 über das 
Strafverfahren in Pressesachen], Sbornik 1875, 373–
390; Saborski dnevnik 1872, II, 1152, 1348, 1558–1565, 
1567, 1583. Vgl. auch BAYER, Problem 40–48; GROSS, 
SZABO, Prema 326; LJUBANOVI�, 120. obljetnica 329–
330. 

das Gesetz über die Bildung von Geschworenen-
listen, welches dem österreichischen Gesetz vom 
23. Mai 1873 über die Bildung von Geschwore-
nenlisten entsprach.71 Dieses Gesetz war auf die 
Einbeziehung des Mittelstandes ausgerichtet, 
von dem die Anerkennung der grundlegenden 
Werte des rechtspolitischen Systems zu erwar-
ten war, und schloss die niedrigeren und unge-
bildeten Stände sowie die mit bestimmten Insti-
tutionen Verbundenen (Priester, Soldaten, 
Staatsbeamten, usw.) aus.72  

In der Zeit von Mažurani� wurden Gesetze zum 
Strafvollzug verabschiedet. Das Gesetz über den 
bedingten Straferlass von Sträflingen regelte die 
Voraussetzungen, unter welchen der Banus 
diese Maßnahme des „irischen Systems“, die auf 
der liberalen Auffassung über die Umerziehung 
der Sträflinge beruhte, treffen konnte. Das Ge-
setz wurde erlassen und zwar trotz der Wider-
stände wegen des Risikos für die unterentwi-
ckelte und bedürftige kroatische Gesellschaft, in 
welcher diese Maßnahme, nach Behauptungen 
einiger Abgeordneter, gar eine die Kriminalität 
fördernde Wirkung haben könnte.73 Der Land-
tag verabschiedete auch ein Gesetz, durch wel-
ches die Verwaltung der Strafanstalten aus dem 
Zuständigkeitsbereich der Abteilung für innere 
Angelegenheiten in den Zuständigkeitsbereich 
der Justizabteilung übertragen wurde.74 Durch 

                        
71 Das österreichische Gesetz vom 23. Mai 1873 über 
die Bildung von Geschworenenlisten bei Pressege-
richten, RGBl. 121/1873; BAYER, Problem 49. 
72 Zakon od 17. V. 1875. o propisu kako se imadu 
sastavljati porotni�ki imenici za sudove tiskovne 
[Gesetz vom 17. 5. 1875 über die Bildung von Ge-
schworenenlisten bei Pressegerichten], Sbornik 1875, 
368–372. Vgl. auch Saborski dnevnik 1872, II, 1152, 
1157, 1328–1330, 1340–1343, 1346. 
73 Zakon od 22. IV. 1875. o uvjetnom dopustu kažnje-
nika [Gesetz über den bedingten Straferlass vom 22. 4. 
1875], Sbornik 1874, 195; Saborski dnevnik 1872, II, 
1147, 1206, 1330–1339, 1343–1345, 1346. 
74 Zakon od 16. X. 1876. o upravi samostalnih zemal-
jskih kazniona [Gesetz vom 16. 10. 1876 über die 
Verwaltung selbstständiger Landesstrafanstalten], 
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ein anderes Gesetz wurde die Finanzierung der 
Errichtung und des Ankaufs von Gebäuden für 
erstinstanzliche und höhere Gerichte in Zagreb 
sowie die Finanzierung der Errichtung und Re-
novierung von Strafanstalten gewährleistet.75 

Die Reformen im zivilrechtlichen Bereich kamen 
weniger zum Ausdruck, wenngleich auch sie 
bedeutend waren. Im Rahmen der rationalen 
Organisation des Gerichtswesens schlug die 
Regierung im Jahr 1876 dem Landtag das Gesetz 
über örtliche Gerichte und über das Verfahren in 
Rechtsachen mit geringem Wert vor Bezirksge-
richten vor. Durch dieses Gesetz sollten örtliche 
Gerichte in Friedensgerichte für Bagatellsachen 
mit dem Recht der Parteien auf einen Schutz im 
verkürzten Verfahren vor Bezirksgerichten um-
gewandelt werden. Das war im Sinne der Vor-
schrift über die Trennung der Rechtsprechung 
und Verwaltung und im Einklang mit den Än-
derungen in der österreichischen Gesetzgebung. 
Die Abgeordneten waren jedoch der Ansicht, 
dass die örtlichen Gerichte ihre Zweckmäßigkeit 
unter Beweis gestellt hätten und ihre grundsätz-
lich gleiche Position auch weiterhin behalten 
sollten. Es herrschte die Meinung, dass die 
Übertragung der Streitigkeiten in die Zustän-
digkeit der Bezirksgerichte die Möglichkeit des 
Rechtsschutzes in Bagatellsachen wesentlich 
einschränken würde. Diese Angelegenheiten, 
die bis dahin im formlosen Verfahren vor örtli-
chen Gerichten erledigt worden waren, bildeten 
den weit größten Teil der unter der armen Be-
völkerung Kroatiens geführten Rechtstreitigkei-
ten. Die Übertragung dieser Rechtsstreitigkeiten 
auf die Bezirksgerichte hätte möglicherweise 
auch zu einer Blockade des ordentlichen Ge-
                        
Sbornik 1876, 657; Saborski dnevnik 1875, 193, 217–
218, 225. 
75 Saborski dnevnik 1875, 760, 763, 819, 830; Zakon od 
21. II. 1878. o pokri�u gra�evnih i nabavnih troškova 
potrebnih za zgrade, služe�e pravosudnoj upravi 
[Gesetz vom 21. 2. 1878 über die Deckung von Bau- 
und Anschaffungskosten für die der Justizverwaltung 
dienenden Gebäude], Sbornik 1878, 41–42. 

richtswesens führen können. Mit diesen Argu-
menten konfrontiert, gab die Regierung am En-
de, gänzlich unüblich, ihre Standpunkte auf. Der 
umfangreiche Gesetzesantrag wurde in zwei 
Vorschläge geteilt: in das Gesetz über örtliche 
Gerichte und Verfahren vor diesen Gerichten, 
und in das Gesetz über das Bagatellverfahren 
vor den Bezirksgerichten. Durch diese Lösung 
behielten die örtlichen Gerichte ihre bisherige 
Zuständigkeit mit der Möglichkeit zur vollen 
gerichtlichen Kontrolle ihrer Entscheidungen 
vor den ordentlichen Gerichten bei.76 

Bedeutend war auch das im Jahr 1876 verab-
schiedete Gesetz über die Ausübung der Han-
dels- und Wechselgerichtsbarkeit vor Merkantil- 
und Wechselgerichten. Durch dieses Gesetz 
lehnte die Landesregierung die Einrichtung von 
besonderen Handelsgerichten auf Grund feh-
lender Geldmittel und Erfahrungen mit diesen 
Gerichten grundsätzlich ab. Anstatt dessen 
wurde die Handelsgerichtsbarkeit auf einzelne 
ordentliche Gerichte delegiert, die in diesen 
Angelegenheiten in kollegialer Zusammenset-
zung mit einem Vertreter der Kaufleute in ihrer 
Reihe arbeiteten.77 Durch das Gesetz über die 

                        
76 Zakon od 3. X. 1875. o mjesnim sudovima i postu-
pku pred njima [Gesetz vom 3. 10. 1875 über die örtli-
chen Gerichte und das Verfahren vor diesen Gerich-
ten], Sbornik 1876, 679–697. Zakon od 3. X. 1875. o 
postupku u pravnim poslovima manje vrijednosti (o 
postupku bagatelnom ili mali�nom) pred kr. ko-
tarskim sudovima (gradsko-delegiranim kotarskim 
sudovima) [Gesetz vom 3. 10. 1875 über das Verfah-
ren in Rechtsangelegenheiten mit geringem Wert 
(geringfügigen oder Bagatellsachen) vor königlichen 
Bezirksgerichten (städtisch delegierten Bezirksgerich-
ten)], Sbornik 1876, 698–721; vgl. auch Saborski dne-
vnik 1872, II, 1606, 1817, 1825, 1883–1884, 1892, 1901–
1906, 1909–1928, 1929,1939. Vgl. auch �EPULO, Dioba 
255–257. 
77 Zakon 3. XI. 1876. o sudbenosti trgova�ko-
mjenbenoj i postupku pred trgova�ko-mjenbenim 
sudovima [Gesetz über die Ausübung von Handels- 
und Wechselgerichtsbarkeit und über Verfahren vor 
Merkantil- und Wechselgerichten vom 3. 11. 1876], 
Sbornik 1876, 673–677. Die Debatte über diese Gesetze 
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Änderung der Zivilprozessordnung aus dem 
Jahr 1852 wurde die bis dahin langwierige 
Durchführung des Verfahrens der Vollstreckung 
in Liegenschaften und Fahrnisse zur Eintreibung 
von Geldforderungen wesentlich vereinfacht 
und verkürzt.78 Durch diese zwei Gesetze und 
die Gesetze über die örtlichen Gerichte und das 
Bagatellverfahren vor Bezirksgerichten wurde 
die bis dahin geltende Regelung den gesell-
schaftlichen Bewegungen angepasst. Generell 
gesehen kamen die Reformen im zivilrechtlichen 
Bereich sowohl wegen der schwachen Entwick-
lung des Zivilverfahrens und der fehlenden 
naheliegenden Vorbilder in Österreich und Un-
garn als auch wegen der schwächeren wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung 
von Kroatien und Slawonien weniger zum Aus-
druck. 

                        
siehe in: Saborski dnevnik 1872, II, 1789, 1795, 1813–
1814, 1816, 1817, 1864; Saborski dnevnik 1875, 279, 
379–381, 386. 
78 Der Entwurf dieses Gesetzes erlangte bereits im 
Jahr 1869 die Vorsanktion durch den König und sein 
Inhalt stimmte mit den entsprechenden Gesetzen in 
Österreich und Ungarn überein. Das Gesetz sollte die 
Eigentümer des (einheimischen) Kapitals schützen 
und die Mobilität des Kapitals anregen, was rückwir-
kend die Kreditierung von Landbesitzen erleichtern 
sollte. Interessant ist jedoch, dass in der Debatte der 
Regierung das Kopieren von Gesetzen aus europäi-
schen Ländern, die den kroatischen wirtschaftlichen 
Verhältnissen nicht entsprachen, vorgeworfen wurde, 
wobei man auch befürchtete, dass dieses Gesetz den 
Ausverkauf der Grundstücke und eine Proletarisie-
rung herbeiführen würde. Das Gesetz wurde dennoch 
von der Mehrheit der Abgeordneten unterstützt. 
Zakon od 17. 12. 1876. o preinaci nekih ustanova 
gra�anskog parbenog postupnika od 16. rujna 1852. 
ti�u�ih se postupka kod ovršbene dražbe nepokretnih 
i pokretnih stvari radi nov�ane tražbine [Das Gesetz 
vom 17. XII 1876 über die Änderung einzelner Institu-
te der Zivilprozessordnung vom 16. September 1852 
betreffend die Vollstreckungsversteigerung unbeweg-
licher und beweglicher Sachen wegen Geldforderun-
gen], Sbornik 1877, 1–10; Saborski dnevnik 1875, 462–
471, 474–484, 486–492, 496–505, 508–519, 523–525. Vgl. 
auch GROSS, SZABO, Prema 399; ZUGLIA, Gra�anski 19. 

Im Jahr 1875 wurden vor dem Ende der Session 
des Landtags auf Vorschlag der Abgeordneten 
die Rechtsanwaltsordnung und das Gesetz über 
die Ausübung der Disziplinarstrafgewalt über 
die Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsprakti-
kanten verabschiedet, welche die Rechtsan-
waltsordnung von 1852 ersetzen sollten. Nach-
dem die Gesetze über die richterliche Gewalt 
und die Disziplinarbehandlung der Richter ein 
modernes und rationales Justizwesens einge-
führt und eine höhere Qualität und Unabhän-
gigkeit der Richter gewährt hatten, wurde die 
Gewährleistung der Qualität und der Unabhän-
gigkeit der Rechtsanwälte zum Ziel gesetzt. 
Gemäß dem Gesetz erfolgte die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft durch einen (konstitutiven) 
Eintrag in die Rechtsanwaltsliste bei den 
Rechtsanwaltskammern. Bis dahin wurden die 
Rechtsanwälte vom Banus ernannt, der ihnen 
die Stellung auch „kündigen“ konnte. Die 
Rechtsanwaltskammern sollten zu autonomen 
fachlichen Körperschaften mit der Disziplinar-
zuständigkeit für die Rechtsanwälte unter der 
Oberaufsicht des Banus und mit dem Recht auf 
Anrufung der Septemviraltafel werden. Da-
durch wurde die bis dahin geltende Aufsichts- 
und Disziplinarzuständigkeit der Banaltafel 
ersetzt. Nach vorheriger Anzeige konnte der 
Rechtsanwalt nunmehr an einen anderen Ort 
zur Ausübung seines Berufes aus freiem Willen 
übersiedeln, anstatt, wie bis dahin, für die Über-
siedlung eine Genehmigung vom Banus einho-
len zu müssen. Eine lebhafte Debatte im Land-
tag rief nur die Verlängerung der vorherigen 
praktischen Verwendung (Praxiszeit) von drei 
auf fünf Jahren hervor. Der König lehnte jedoch 
auf Vorschlag der Zentralregierung die Bestäti-
gung der beiden Gesetze ab. Das lag an der Vor-
schrift, dass als eine der Voraussetzungen für 
die Ausübung der Anwaltschaft in Kroatien und 
Slawonien das Gemeinderecht im Königreich 
Kroatien und Slawonien und nicht die ungari-
sche Staatsbürgerschaft vorgeschrieben wurde. 
Der König wies das unbestätigte Gesetz mit der 
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Anweisung, die ungarische Staatsbürgerschaft 
als eine Voraussetzung vorzuschreiben, wieder-
holt an den Landtag zurück. Das hätte wiede-
rum auch den ungarischen Rechtsanwälten die 
Ausübung ihres Berufs in Kroatien und Slawo-
nien ermöglicht. Der Landtag folgte aber nicht 
der Anweisung des Königs, sondern überließ 
das Gesetz dem Ausschuss, der dieses Gesetz 
auch vorgeschlagen hatte. Dort endete der Vor-
schlag. So beharrte der Landtag lieber auf der 
veralteten Rechtsanwaltsordnung aus dem Jahr 
1852 und dem kroatischen Heimatrecht als einer 
Voraussetzung für die Ausübung des Rechts-
anwaltsberufes in Kroatien und Slawonien, an-
statt die vorgeschlagene Formulierung zu ver-
abschieden.79 

Letztendlich ist auch zu erwähnen, dass durch 
das Gesetz über die Verantwortlichkeit des Ba-
nus und der Abteilungsvorsteher aus dem Jahr 
1874 die Errichtung eines Königlichen Sonderge-
richtes mit 24 Mitgliedern vorgesehen war, das 
für das Richten über den Banus wegen schwerer 
Verstöße gegen den Ausgleich in einem Sonder-
verfahren zuständig war, das vom Landtag ein-
geleitet und geführt wurde. Eine Hälfte der Be-
setzung dieses Gerichtes bildeten die ordentli-
chen Richter der Septemviraltafel, der Präsident 
der Banaltafel und die Präsidenten der kollegia-
len Gerichte in Zagreb und Osijek sowie die 
zwei dem Rang nach ältesten Beisitzer der Ban-
altafel. Die zweite Hälfte bildeten zwölf Juristen, 
die zu Beginn der jeweiligen Session vom Land-
                        
79 Zum Verfahren der Verabschiedung des Gesetzes 
über die Rechtsanwaltschaft siehe Saborski dnevnik 
1872, II, 1896, 1929, 1973–1978, 1981–1986, 1988–1989, 
2002. Zur Verabschiedung des Gesetzes über die 
Ausübung der Disziplinarstrafgewalt über die 
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltspraktikanten siehe 
Saborski dnevnik 1872, II, 1941, 1966, 1989–1990, 
1992–1998, 2002. Zum Verfahren im Landtag nach der 
Ablehnung des Gesetzes über die Rechtsanwaltschaft 
durch den König siehe Saborski dnevnik 1875, 193, 
368, 819, 868, 909–910; Saborski dnevnik 1878–1881, 
853. Vgl. auch �EPULO, Pravo hrvatske zavi�ajnosti 
812. 

tag außerhalb seiner Reihen gewählt wurden. In 
der Praxis wurden im Landtag zwei Initiativen 
für die Anklage gegen den Banus eingeleitet, 
jedoch wurden diese nicht angenommen, so 
dass auch die Anklageerhebung und das weitere 
Verfahren ausgeblieben sind.80 

Im Allgemeinen kam das Reformprogramm von 
Mažurani� in der Zeit des Landtags von 1878 bis 
1881 fast ganz zum Stillstand. Die Hauptursa-
chen lagen in den außerordentlichen Umständen 
der kroatischen Umgebung (österreichisch-
ungarische Besetzung von Bosnien und Herze-
gowina) sowie aufgrund des weiteren, ver-
schärften ungarischen Widerstands gegen die 
kroatische Autonomie, der wiederum eine all-
mähliche Stärkung der inneren Opposition ge-
gen Mažurani� in Kroatien und Slawonien be-
wirkte. So gerieten die Reformen noch vor der 
Abdankung des Banus Mažurani� im Februar 
1880 ins Stocken.  

3. Reformen des Gerichtswesens an der  
Militärgrenze und deren Eingliederung  
in das kroatische Justizwesen 1873–1882 

Der Prozess der endgültigen Eingliederung der 
Militärgrenze in Kroatien und Slawonien be-
gann 1871 und endete 1882, aber sein vielleicht 
bedeutendstes Stadium war in der Zeit von 
Mažurani�. Ein wichtiger Teil dieses Prozesses 
war die Eingliederung des Gerichtswesens der 
Militärgrenze in das kroatische Gerichtswesen, 
die indirekt auch mit der Dynamik der Gerichts-
reformen von Mažurani� verbunden war. Aus 
diesem Grund wird hier der ganze Prozess der 
Einverleibung der Militärgrenze in das kroati-
sche Justizwesens im Rahmen der Zeit von 
Mažurani� dargestellt, obwohl dieser Prozess 
erst nach dessen Abdankung beendet wurde.  

In den Jahren 1871 und 1872 wurden einzelne 
Gebiete der Militärgrenze vollständig in die 
kroatische Zuständigkeit zurückübertragen. Im 

                        
80 �EPULO, Odgovornost 251ff. 



 Dalibor �EPULO 

 

28

restlichen Teil der Militärgrenze begann hinge-
gen die Einführung der Zivilverwaltung durch 
die von der Übergangsregierung der Militär-
grenze (dem Generalkommando) eingeführten 
und angepassten österreichischen Gesetze. 

Durch das Gesetz über die Einrichtung der 
Rechtspflege vom 19. Juni 1872, das am 1. Januar 
1873 in Kraft trat, wurde das Gerichtswesen von 
der Verwaltung getrennt. In der Militärgrenze 
wurden damals 28 Bezirksgerichte und sechs 
erstinstanzliche kollegiale Gerichte errichtet, 
von denen einem die Zuständigkeit auch in 
Bergsachen und für Verbrechen für das gesamte 
Gebiet der Militärgrenze zugeteilt wurde. Als 
Behörden der zweiten und dritten Instanz für 
die Militärgrenze wurden die Militärgrenzsekti-
on bei der Banaltafel in Zagreb und die Militär-
grenzsektion bei der Septemviraltafel in Zagreb 
gegründet. Durch das Gesetz über die Diszipli-
narbehandlung der Richter und die unfreiwilli-
ge Versetzung derselben auf eine andere Stelle 
wurde die Unabsetzbarkeit der Richter gewähr-
leistet. An den jeweiligen Gerichtstafeln wurde 
die Staatsanwaltschaft errichtet. Trotz der Tren-
nung des Gerichtswesens von der Verwaltung 
entschieden über einige Vergehen noch immer 
die verwaltungspolitischen Ämter (Bezirksämter 
und Magistrate) und das Generalkommando als 
die militärisch-zivile Regierung in der Militär-
grenze entschied über die eingelegten Berufun-
gen.81 Durch all diese Veränderungen wurde in 

                        
81 Vgl. Zakon o ustrojstvu pravosu�a u hrvatsko-
slavonskoj vojnoj krajini [Gesetz über die Einrichtung 
der Rechtspflege in der kroatisch-slawonischen Mili-
tärgrenze], Carska naredba o provedbi zakona o 
ustrojstvu pravosu�a u Vojnoj krajini [Kaiserliches 
Manifest über die Durchführung des Gesetzes über 
die Einrichtung der Rechtspflege in der Militärgren-
ze] und Zakon o odgovornosti i stegovnom postupku 
sudaca u hrvatsko-slavonskoj vojnoj Krajini i o nji-
hovu protuvoljnom premještanju na koje drugo mjes-
to ili o umirovljenju [Gesetz über die Verantwortlich-
keit und die Disziplinarbehandlung der Richter in der 
kroatisch-slawonischen Militärgrenze und die un-
freiwillige Versetzung derselben an eine andere Stelle 
 

der Militärgrenze eine Gerichtsorganisation 
eingeführt, die – wenngleich ohne wirkliche tat-
sächliche Voraussetzungen im vorgefundenen 
Regierungsapparat und in dem unterentwickel-
ten gesellschaftlichen Umfeld – moderner war 
als die Gerichtsorganisation, die zu diesem Zeit-
punkt in Kroatien und Slawonien in Kraft war.  

Die Einführung ziviler Einrichtungen in der 
Militärgrenze wurde auch in der Regierung von 
Mažurani� mit Begeisterung aufgenommen, da 
es den Anschein hatte, dass gerade das Gesetz 
der Militärgrenze betreffend die Einrichtung der 
Rechtspflege aus dem Jahr 1872 die Aussichten 
auf beschleunigte Vereinigung verbesserte. Das 
Gesetz enthielt nämlich die Bestimmung über 
die Ernennung der Richter in der Militärgrenze 
auf Lebenszeit, die aber „zur Zeit“ provisorisch 
und zwar spätestens bis Ende 1874 ernannt 
wurden. Der Vorschlag zur definitiven Ernen-
nung der Richter sollte von der Übergangsregie-
rung der Militärgrenze in Absprache mit der 
kroatisch-slawonischen Landesregierung erar-
beitet werden. Von besonderer Bedeutung war 
die Bestimmung dieses Gesetzes, wonach die bei 
der Banaltafel und der Septemviraltafel bereits 
früher errichteten besonderen Militärgrenzsek-
tionen vollständig in diese kroatischen Gerichte 
eingegliedert wurden, nachdem in Kroatien und 
Slawonien die Trennung des Gerichtswesens 
von der Verwaltung in der Septemviraltafel 
durchgeführt und die Gewährleistungen der 
richterlichen Unabhängigkeit und Selbststän-
digkeit und der Inkompatibilität des richterli-
chen Amtes und der Abgeordnetenfunktion 
aufgestellt wurden.82 In der Landesregierung 
wurde aus all dem die falsche Schlussfolgerung 
gezogen, dass in Wien die Eingliederung der 

                        
oder in den Ruhestand]. Alle drei Gesetze wurden 
veröffentlicht in: List zemaljske uprave 134–140, 141–
142, 147–157. Vgl. auch BEUC, Povijest 239. 
82 § 14 des Gesetzes über die Einrichtung der Rechts-
pflege in der Kroatisch-slawonischen Militärgrenze 
(Anm. 81). 
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Militärgrenze bereits bis Ende 1874 erwartet 
würde. Sogar der üblicherweise gut informierte 
Mažurani� dachte, dass es nach der Verabschie-
dung des kroatischen Gesetzes über die richter-
liche Gewalt und des Gesetzes über die richterli-
che Disziplinarbehandlung bis zum Ende des 
Jahres 1875 zur Eingliederung der Militärgrenze 
kommen würde.83 Da alle kroatischen politi-
schen Kräfte der Einverleibung der Militärgren-
ze eine vorrangige Bedeutung beimaßen, war 
die Perspektive einer baldigen Vereinigung eine 
zusätzliche Anregung für die reformerische 
Ausrichtung in Kroatien und Slawonien. Dar-
über hinaus vertrat die kroatische Seite die An-
sicht, es sei unzulässig, dass ein Gebiet unter 
hundertjähriger Militärverwaltung dem Zivil-
kroatien im Hinblick auf die Modernität seiner 
Einrichtungen überlegen sei, und dass Zivilkro-
atien wegen seines entwickelten Rechtssystems 
ein attraktives Ziel für die Einwohner der Mili-
tärgrenze sein sollte, die in einem solchen Kroa-
tien die Lösung ihrer Probleme sehen würden.84 

Die Verhandlungen zwischen Mažurani� und 
der Übergangsregierung der Militärgrenze über 
die Vereinigung gerieten jedoch bei der Frage 
der Ernennung von Richtern und Beamten in 
den Militärgrenzbehörden in eine Krise. Die 
Landesregierung lehnte nämlich die Aufnahme 
sämtlicher Beamten ab, von denen eine große 
Anzahl vor der Pensionierung stand und den 
Haushalt belasten würde, während alle Richter 
Offiziere waren, von denen einige der kroati-
schen Sprache nicht mächtig waren.85 Die Ver-
handlungen wurden in Februar 1875 wieder 
aufgenommen, als die Landesregierung forder-

                        
83 Eigentlich handelte es sich um die Ernennung von 
provisorischen Richtern, die nach österreichischen 
Vorschriften auf eine Zeit von höchstens zwei Jahren 
ernannt werden konnten, so dass es hier um rechtli-
che und nicht um politische Gründe für die Ein-
schränkung der Ernennung ging. GROSS, SZABO, Pre-
ma 429; VALENTI�, Vojna krajina 270, 272. 
84 KROKAR, Liberal Reform 63. 
85 VALENTI�, Vojna krajina 279–280, 284–285. 

te, dass die Militärgrenzsektionen mit der Banal-
tafel und der Septemviraltafel gänzlich ver-
schmelzen sollten und der Landesregierung 
Vollstreckungsbefugnisse zur Durchführung 
von Urteilen dieser Gerichte zugeteilt würden, 
da durch die Gewährleistung der richterlichen 
Unabhängigkeit in Kroatien und Slawonien die 
Voraussetzungen für die Durchführung dieser 
Maßnahmen erfüllt waren. Eigentlich wäre 
durch diese Maßnahmen das Gerichtswesen auf 
dem Gebiet der Militärgrenze in das kroatische 
Justizwesen eingegliedert worden. Die Über-
gangsregierung lehnte jedoch diese Maßnahme 
ab und die Verhandlungen wurden durch die 
bosnisch-herzegowinische Krise im Jahr 1878 
unterbrochen. Danach kam der Prozess der Ein-
gliederung der Militärgrenze zum Stillstand.86 
Zur Wiedereingliederung der Militärgrenze in 
Zivilkroatien kam es erst nach der Abdankdung 
Mažurani�‘ und mit vorheriger Zustimmung der 
Zentralregierung sowie unter einigen kroati-
schen Zugeständnissen in den damaligen Ver-
handlungen über die Revision des Ausgleichs. 
Ab 1. Januar 1882 übernahm so die kroatisch-
slawonische Landesregierung alle Zuständigkei-
ten der damaligen Übergangsregierung der Mi-
litärgrenze, und die Militärgrenzsektionen der 
Banaltafel und der Septemviraltafel sowie die 
Oberstaatsanwaltschaft für das Gebiet der Mili-
tärgrenze wurden in die kroatischen Institutio-
nen einverleibt. Damals wurden kroatische Vor-
schriften im ehemaligen Gebiet der Militärgren-
ze eingeführt, und durch die territoriale Umver-
teilung der Gerichte aus dem Jahr 1886 wurde 
das ehemalige Gebiet der Militärgrenze in das 
kroatische Justizwesen gänzlich eingegliedert.87 

                        
86 VALENTI�, Vojna krajina 290. 
87 Verordnung des Banus der Königreiche Kroatien, 
Slawonien und Dalmatien vom 24. August 1882, 
Nr. 11072, Sbornik 1883, 249–250; BEUC, Povijest 245–
246, 317. 



 Dalibor �EPULO 

 

30

VII. Rückschritte: Aufhebung der  
Gewährleistung der richterlichen  
Unabhängigkeit in der Zeit des Banus 
Karoly Khuen-H�derváry 1883–1903 

Der unionistische Banus Ladislav Peja�evi� 
(1880–1883) übernahm für eine kurze Zeit die 
Position des Banus Ivan Mažurani�, trat aber, 
nachdem er mit der radikalen Ablehnung eini-
ger Reformen durch die Zentralregierung kon-
frontiert worden war, von seiner Position zu-
rück. Sein Nachfolger als Banus war der junge 
und agile Karoly Khuen-H�derváry, ein unga-
rischstämmiger Adeliger aus Slawonien, der von 
1883 bis 1903 an der Macht war. Khuen-
H�derváry vertrat in Wirklichkeit die ungari-
schen und königlichen Interessen. Die Durchset-
zung seiner Politik sicherte er durch die Instru-
mentalisierung der Nationalpartei, die er in eine 
gouvernmentale Partei umwandelte und mit der 
er im Landtag seine Politik betrieb.  

Institutionelle Voraussetzungen für diese Auf-
gabe schuf Khuen-H�derváry durch die Um-
wandlung der Gerichts- und Verwaltungsbe-
hörden nach Mažurani�. Zuerst wurden die 
Gewährleistungen der Unabhängigkeit des Ge-
richtswesens aufgehoben. Durch das Gesetz 
vom 3. August 1884 wurde der in § 10 des Ge-
setzes über die richterliche Gewalt gewährleiste-
te Grundsatz der richterlichen Unabsetzbarkeit 
auf drei Jahre suspendiert, während das Gesetz 
aus dem Jahre 1874 über die Disziplinarbehand-
lung der Richter vollständig außer Kraft gesetzt 
wurde. An dessen Stelle wurde das absolutisti-
sche Kaiserliche Patent über die innere Einrich-
tung und Geschäftsordnung der Gerichtsbehör-
den von 1853 eingeführt, durch welches die 
Richter der vollziehenden Gewalt untergeordnet 
wurden. Der Banus erhielt das Recht auf Verset-
zung der Richter der Bezirksgerichte und Ge-
richtstafeln, wodurch die frühere leidliche Un-
abhängigkeit der Gerichte von der vollziehen-
den Gewalt nahezu völlig aufgehoben wurde. 
Weiterhin wurden durch das Gesetz vom 

3. August 1884 das Gesetz über die Einrichtung 
erstinstanzlicher Gerichte von 1874 und das 
Gesetz vom selben Jahr, durch welches die Ge-
hälter der Richter und Gerichtsbeamten geregelt 
wurden, aufgehoben. Das Gerichtswesen des 
ehemaligen Militärgrenzgebietes wurde dann an 
das Gerichtswesen in Zivilkroatien angepasst 
und die eingeschränkte Form des Gesetzes über 
die richterliche Gewalt wurde auf dieses Gebiet 
ausgedehnt.88 

Im Dezember desselben Jahres wurde die Ge-
schworenengerichtsbarkeit auf drei Jahre sus-
pendiert und diese Maßnahme wurde um weite-
re zwei Jahre verlängert.89 Die Suspension wur-

                        
88 Zakon od 3. kolovoza 1884. kojim se privremeno 
dokidaju njeke ustanove zakona o vlasti suda�koj i 
zakona o karnostnoj odgovornosti sudacah u kral-
jevinah Hrvatskoj i Slavoniji, o premještanju njihovu i 
ob umirovljenju proti volji njihovoj, ter uzpostavljaju 
ustanove carskog patenta od 3. svibnja 1853. o nutarn-
joj uredbi i o poslovnom redu svihkolikih vlastih 
sudbenih i naredbe Ministarstva pravosudja od 3. 
kolovoza 1854. o nutarnjem redu i poslovnom redu 
državnih odvjetni�tvah [Gesetz vom 3. August 1884, 
durch welches einige Institute des Gesetzes über die 
richterliche Gewalt und des Gesetzes über die Diszip-
linarbehandlung der Richter in den Königreichen 
Kroatien und Slawonien, über die unfreiwillige Ver-
setzung derselben an eine andere Stelle oder in den 
Ruhestand, zeitweise eingestellt werden und über die 
Einführung des Kaiserlichen Patentes vom 3. Mai 
1853 über die innere Einrichtung und Geschäftsord-
nung der Gerichtsbehörden und der Verordnungen 
des Justizministeriums vom 3. August 1854 über die 
innere Einrichtung und Geschäftsordnung der Staats-
anwaltschaft], Sbornik 1884, 215–216. Zakon od 3. 
kolovoza 1884. kojim se izjedna�uju i nadopunjuju 
zakonske ustanove o ustrojstvu i nadležnosti sudovah 
u kraljevinah Hrvatskoj i Slavoniji [Gesetz vom 
3. August 1884, durch welches die gesetzlichen Insti-
tute über die Einrichtung und die Zuständigkeiten 
der Gerichte in den Königreichen Kroatien und Sla-
wonien angeglichen und ergänzt werden], Sbornik 
1884, 207–211. 
89 Zakon od 15. prosinca 1887. kojim se valjanost 
zakona od 2. prosinca 1884. proteže na dalnje dvie 
godine [Gesetz vom 15. Dezember 1887, durch wel-
ches die Gültigkeit des Gesetzes vom 2. Dezember 
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de durch die Erfolglosigkeit der Anklagen in 
Verfahren vor Schwurgerichten begründet. 
Deswegen gab die Staatsanwaltschaft in der 
Praxis die Erhebung von Anklagen wegen 
schwererer Tatbestände bereits im Vorfeld auf 
und richtete sich auf das sog. „objektive Verfah-
ren“ zur Beschlagnahme von Druckschriften ein, 
was sich jedoch als nicht ganz so wirksam er-
wies.90 

Angesichts der Einverleibung des Militärgrenz-
gebietes wurde eine neue gerichtliche Territori-
aleinteilung im Jahre 1886 durchgeführt, nach 
der elf Gerichtstafeln errichtet wurden, deren 
Zahl bereits im selben Jahr auf neun herabge-
setzt wurde. Diese territoriale Organisation des 
Gerichtswesens war relativ endgültig. Die einzi-
gen Änderungen, die noch bis 1918 durchge-
führt wurden, bestanden aus der Erhöhung der 
Zahl der Bezirksgerichte auf Grund der Über-
größe einzelner Sprengel sowie aus der Verle-
gung einiger Gerichtssitze zur Anpassung an die 
neuen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse.91 

Mit der Novelle zur StPO aus dem Jahr 1888 
wurden bedeutendere Änderungen in das Straf-
verfahren eingebracht: die Verringerung der 
Zahl der Mitglieder von Gerichtssenaten auf 
eine ungerade Zahl und die Entscheidungsfin-
dung mit einfacher Mehrheit, Übertragung der 
zweitinstanzlichen Zuständigkeit in Ordnungs-
widrigkeitsverfahren von den Gerichtstafeln auf 
die Banaltafel, Abschaffung der Beisitzer in 
Ordnungswidrigkeitsverfahren, Einführung der 
Mandatsverfahren (Strafbefehlsverfahren), An-
passung des Verfahrens vor Standgerichten an 
                        
1884 auf weitere zwei Jahre verlängert wird], Sbornik 
1887, 449–450. 
90 Zakon od 2. prosinca 1884. kojim se djelatnost 
porotnog suda privremeno obustavlja [Gesetz vom 2. 
Dezember 1884, durch welches die Tätigkeit der 
Schwurgerichte zeitweise eingestellt wird], Sbornik 
1884, 522–523; Saborski dnevnik 1884–1887, I, 232–
248; �EPULO, The press 186, 187–188. 
91 BEUC, Povijest 307–308. 

die allgemeinen Grundsätze des Strafverfahrens 
und Erweiterung der Befugnisse des Oberstaats-
anwalts zur Einsichtnahme in die Gerichtsakten 
nichtöffentlicher Verhandlungen.92 Alle diese 
Änderungen hatten ihre Wurzeln in der deut-
schen bzw. in der französischen Gesetzgebung 
und ihr konkretes Vorbild in österreichischen 
Gesetzen. Die Opposition im Landtag verstand 
die Änderungen als eine weitere Verschärfung 
und warf der Regierung vor, sie habe bei der 
Übernahme der Gesetze aus Österreich oder 
Ungarn liberale und verfassungsgemäße Lösun-
gen ausgelassen, während sie andere Lösungen 
verschärft habe. Die Opposition erhob so den 
Vorwurf, dass die Reduzierung der Zahl der 
Senatsmitglieder die Einflussnahme auf die Ge-
richtsurteile erleichtert und den Grundsatz in 
dubio pro reo aufgehoben hätte. Weiterhin 
wurde vorgebracht, dass dem Oberstaatsanwalt 
das Recht auf die Überwachung des Gerichts 
gewährt und damit die Verbindung des Ge-
richtswesens und der Verwaltung vollzogen 
worden sei, und dass die Novelle letztlich ein 
Instrument zur Ausübung der ungarischen Kon-
trolle über Kroatien und Slawonien gewesen sei. 
Der Regierung wurde insbesondere vorgewor-
fen, sie habe nicht die Geschworenengerichts-
barkeit als ein allgemeines Institut eingeführt, 
sondern vielmehr die Beisitzer in Ordnungswid-
rigkeitsverfahren, die im Jahre 1875 als ein Er-
satz für die Geschworenengerichtsbarkeit einge-
führt wurden, abgeschafft. 93 

                        
92 Zakon od 6. srpnja 1888. kojim se preina�uju i 
nadopunjuju neke ustanove zakona od 17. svibnja 
1875. o kaznenom postupku (sbornik zakonah i 
naredabah br. 30, god. 1875) [Gesetz vom 6. Juli 1888 
über die Änderung und Ergänzung einiger Institute 
der Strafprozessordnung vom 17. Mai 1875 (Samm-
lung der geltenden Gesetze und Verordnungen Nr. 
30, Jahrgang 1875)], Sbornik 1888, 305–331, vgl. auch 
LJUBANOVI�, 120. godišnjica 245, 246, 262, 264, 266; 
OGORELICA, Kazneno 88. 
93 Stenografi�ki zapisnici 1887–1891, II, 98–140 (pas-
sim). 
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Durch das Gesetz über die richterlichen Beam-
ten von 1890 regelte Khuen-H�derváry die rich-
terliche Position und Verantwortlichkeit. Dieses 
Gesetz ersetzte das Kaiserliche Patent über die 
innere Einrichtung und Geschäftsordnung von 
1853, jedoch führte es seine Ausrichtung weiter. 
Beide Vorschriften bezogen sich auf sämtliche 
„richterlichen Beamten“, während nur einige 
Bestimmungen ausschließlich die Richter betra-
fen. In der Begründung des Gesetzesvorschlags 
betonte der Regierungsvertreter die Pflicht zum 
Gehorsam gegenüber Weisungen von Vorge-
setzten und die Treuepflicht, welche auch die 
Pflicht zu politischer Treue umfasste, sowie dass 
ein Staatsbeamter nicht der politischen Opposi-
tion angehören dürfe. Die Richter mussten sich 
bei ihren Entscheidungen nach den Gesetzen 
richten, wurden auf Lebenszeit ernannt und es 
wurde ihnen eine Besoldung gewährleistet. 
Auch dieses Gesetz verletzte den Grundsatz der 
richterlichen Unversetzbarkeit ernsthaft; für die 
Bezirksrichter galt dieses Prinzip ohnehin nicht. 
Der Banus hatte gegenüber den Bezirksrichtern 
sehr weitgehende Befugnisse im Hinblick auf 
ihre Versetzung oder Pensionierung. Den Rich-
tern der Gerichtstafeln konnte er die Verwaltung 
der Bezirksgerichte in ihrem Dienstsitz anver-
trauen, während die Präsidenten und Richter an 
kollegialen Gerichten wegen Stellvertretung und 
Aushilfe auch außerhalb ihres Dienstsitzes auf 
ein Jahr versetzt werden konnten. Ferner konn-
ten ordentliche Disziplinarstrafen (Ermahnung, 
Verweis und Geldstrafen, Einstufung in eine 
niedrigere Gehaltsklasse, Verlust des Anspruchs 
auf Beförderung, Entfernung aus dem Dienst) 
durch die Gerichtspräsidenten und den Banus in 
seiner Funktion als Träger der obersten Aufsicht 
ausgesprochen werden. Gegen ihre Entschei-
dungen konnte keine Berufung eingelegt wer-
den. Zur Besetzung des Disziplinargerichtes der 
Septemviraltafel und der Banaltafel gehörten 
auch die Hilfsrichter, denen der volle Schutz der 
richterlichen Stellung nicht gewährleistet wurde; 
gegen ihre Entscheidungen war keine Berufung 

zulässig. Ein Vertreter der Oppositionsseite 
führte in der Debatte im Landtag aus, dass die-
ses Gesetz die nach innen gerichtete Freiheit 
untergrübe, um auf diese Weise eine Herrschaft 
von außen zu sichern. Interessant waren auch 
die Meinungsunterschiede zweier Professoren 
der Fakultät für Rechtswissenschaften, nämlich 
Franjo Spevec, einem bedeutenden unionisti-
schen Vertreter, und Fran Vrbani�, dem Vertre-
ter der oppositionellen Unabhängigen National-
partei. Vrbani� äußerte eine ganze Reihe von 
Vorwürfen und betonte, dass dieses Gesetz mit 
dem Grundsatz der Trennung des Gerichtswe-
sens von der Verwaltung sowie dem Prinzip der 
richterlichen Unabhängigkeit gebrochen und 
das Gerichtswesen der vollziehenden Gewalt 
unterworfen habe, in welcher nunmehr die ge-
samte Disziplinargewalt konzentriert werde. Er 
behauptete auch, dass das Gesetz den Byzanti-
nismus in das Richteramt eingeführt habe und 
dass durch die Erziehung der jüngeren Richter 
im Rahmen einer solchen Regelung das kroati-
sche Gerichtswesen allmählich zum bloßen In-
strument in den Händen der Regierung werden 
würde.94 Franjo Spevec deutete jedoch auf die 
Obsoleszenz der Gewaltenteilung hin und be-
hauptete, dass die Staatsregierung organisch 
einheitlich sei und sich als solche im gemeinsa-
men Staatsoberhaupt äußern würde. Spevec 
beschrieb die Erhaltung und Durchführung der 
bestehenden Ordnung als eine Aufgabe der 
obersten Verwaltung des Gerichtswesens und 
der Gerichte. Er behauptete, dass sich die rich-
terliche Tätigkeit von den Tätigkeiten der übri-
gen Staatsbehörden nicht unterscheide, da sie 
aus der Subsumtion konkreter Sachverhalte 
unter entsprechende Rechtsnormen bestehe. 
Spevec sah eine Besonderheit der richterlichen 
Funktion lediglich darin, dass der König und die 
Regierung keine Befugnisse im Hinblick auf die 
Gerichtsbarkeitsfunktion hatten, was, neben 

                        
94 Stenografi�ki zapisnici 1887–1892, IV, 25–29.  
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dem Grundsatz der Legalität, den Inhalt des 
Prinzips der Unabhängigkeit des Gerichtswe-
sens ausmachte.95 

Das Gesetz über das Strafverfahren in Pressesa-
chen von 1875 wurde auf Vorschlag einer größe-
ren Gruppe von Abgeordneten im Jahr 1897 
novelliert, teilweise auch als Ergebnis einer 
scharfen Polemik zwischen der kroatischen und 
der serbischen Presse im Hinblick auf die serbi-
sche Unterstützung der Politik von Khuen-
H�derváry. Durch diese Novelle wurde die Zu-
ständigkeit für die mit einer Privatklage ver-
folgbaren Vergehen von den Schwurgerichten 
auf die Gerichtstafeln als die ordentlichen Ge-
richte übertragen. Dadurch wurde die Prozess-
führung bei Privatklagen erleichtert. In der De-
batte, in der sich die Regimevertreter und die 
Vertreter der Regierung ausgiebig auf die aus-
ländische Gesetzgebung und Rechtslehre berie-
fen, beteuerten diese, es sei sinnlos, dass Ge-
schworene aus Zagreb über in anderen Gegen-
den begangene Straftaten entschieden. Sie be-
tonten die Parteilichkeit und die Inkompetenz 
der Geschworenen und wiesen auf die Tendenz 
zur Abschaffung der Geschworenengerichtsbar-
keit in den europäischen Ländern hin. Die oppo-
sitionellen Abgeordneten betonten dagegen, 
dass die Änderungen im unmittelbaren Interes-
se der Antragsteller selbst und nicht etwa im 
öffentlichen Interesse veranlasst wären. Im All-
gemeinen lehnten sie die Angriffe auf die Ge-
schworenengerichtsbarkeit mit dem Hinweis auf 
die Tatsache, dass das kroatische Gerichtswesen, 
im Unterschied zum Gerichtswesen in den ent-
wickelten Ländern, keine Gewährleistung der 

                        
95 Zakon od 10. prosinca 1890. ob osobnih odnošajih, 
uredovnih dužnostih i karnostnih odgovornosti pra-
vosudnih �inovnikah kraljevinah Hrvatske i Slavonije 
[Das Gesetz über die persönlichen Verhältnisse, 
Dienstverhältnisse und die Disziplinarbehandlung 
der richterlichen Beamten in den Königreichen Kroa-
tien und Slawonien vom 10. Dezember 1890], Sbornik 
1891, 1–17; vgl. auch Stenografi�ki zapisnici 1887–
1892, IV, 13–29, 32–40. 

Unabhängigkeit bieten würde und dass die Ge-
schworenengerichtsbarkeit sich als ein Gegen-
gewicht zur Staatsregierung und eine Gewähr-
leistung der objektiven Gerichtsbarkeit erwiesen 
habe, ab.96 

Von scharfer Polemik im Pressewesen begleitete 
öffentliche Unruhen, die 1902 ausbrachen und 
danach in Demonstration gegen die Serben und 
die Ungarn ausarteten, gaben Grund für eine 
neue Suspension der Geschworenengerichtsbar-
keit im Landtag. Diese Aufhebung wurde durch 
die Fehler bei der oberflächlichen Übernahme 
des österreichischen Gesetzes über die Ge-
schworenengerichtsbarkeit veranlasst. Bean-
standet wurde, dass im Zuge der Reform aus 
dem Jahre 1875 aus der österreichischen Gesetz-
gebung die Institute der Delegierung eines an-
deren Schwurgerichtes und die Befugnisse der 
Regierung zur einjährigen Einstellung der Ge-
schworenengerichtsbarkeit zum Schutz der un-
abhängigen Gerichtsbarkeit unter bestimmten 
Umständen und unter Benachrichtigung des 
Parlaments nicht übernommen worden wären. 
Nach Meinung der Regierung waren aus diesem 
Grunde die Geschworenen des einzigen 
Schwurgerichtes in Zagreb einem Druck ausge-
setzt, unter dem sie keine objektiven Entschei-
dungen treffen konnten. Der Staatsanwalt war 
aber bereits vorher gezwungen, das „subjektive 
Verfahren“, d.h. die Verfolgung des Täters, auf-

                        
96 Zakon od 11. ožujka 1897, kojim se dopunjuje, 
odnosno preina�uje zakon od 17. svibnja 1875. o kaz-
nenom postupku u poslovih tiskovnih za kraljevine 
Hrvatsku i Slavoniju (Sbornik zakonah i naredabah 
br. 34 od godine 1875. odnosno br. 30 od god. 1897) 
[Gesetz vom 11. März 1897, durch welches das Gesetz 
über das Strafverfahren in Pressesachen für die Kö-
nigreiche Kroatien und Slawonien vom 17. Mai 1875 
ergänzt bzw. geändert wird (Sammlung der gelten-
den Gesetze und Verordnungen Nr. 34 aus dem Jahr 
1875 bzw. Nr. 30 aus dem Jahr 1897)], Sbornik 1897, 
253–254. Debatte zu diesem Gesetz siehe in Stenogra-
fi�ki zapisnici sabora kralj. Hrvatske, Slavonije i Dal-
macije. Petogodište 1892–1897, V, 3332–3451 (passim). 
�EPULO, The press 188. 
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zugeben und sich auf das „objektive Verfahren“ 
zu orientieren, d.h. auf das Verbot der Druck-
schriften, welches aber hingegen faktisch nicht 
besonders wirksam war. Da unter diesen Um-
ständen die Geschworenen keinerlei für ihre 
Tätigkeit erforderliche Voraussetzungen hatten, 
sollte nach Einschätzung der Regierung zum 
Schutze der objektiven Gerichtsbarkeit die Ge-
schworenengerichtsbarkeit aufgehoben wer-
den.97 

Dieses Gesetz war jedoch das letzte, das in der 
Zeit von Khuen-H�derváry verabschiedet wur-
de, und es hatte sich für das kroatische Ge-
richtswesen als verhängnisvoll erwiesen. Am 
17. Juni 1903 wurde Khuen-H�derváry von sei-
ner Position des Banus abgelöst, da er zum Prä-
sidenten der Zentralregierung mit der Aufgabe 
der Lösung der Krise in Ungarn bestellt wurde. 
Im Hinblick auf das kroatische Gerichtswesen 
zeichnete sich die Zeit nach Khuen-H�derváry 
durch die allmähliche Wiederherstellung der 
modernen und an die Grundsätze der Herr-
schaft des Rechts angepassten Einrichtungen 
aus.  

VIII. Erneute Liberalisierung:  
vom Rücktritt Khuen-H�dervárys  
1903 bis 1918 

Turbulente außenpolitische Ereignisse sowie 
gesellschaftliche und politische Veränderungen 
in der Monarchie beeinflussten auch die politi-
schen Verhältnisse in Kroatien und Slawonien. 
Zuerst führten sie zu einer Annäherung der 
kroatischen und ungarischen Opposition beim 

                        
97 Zakon kojim se privremeno obustavljaju neke 
ustanove zakona o kaznenom postupku u tiskovnim 
poslovima od 17. svibnja 1875. godine [Gesetz vom 
17. Mai 1875, durch welches einige Institute des Ge-
setzes über das Strafverfahren in Pressesachen zeit-
weise eingestellt werden], Sbornik 1903, Debatte über 
das Gesetz und die Begründung der Regierung siehe 
in: Stenografi�ki zapisnici 1901–1906, III/I, 129–131 
und Anhang 8. �EPULO, The press 189. 

Widerstand gegen die absolutistischen Tenden-
zen aus Wien, aber auch zu deren erneuten Aus-
einandergehen nach Eintritt der veränderten 
Umstände. Das Budapester Zentrum ließ institu-
tionelle und politische Veränderungen, die seine 
Position des Zentrums in Frage stellen oder zu 
einem Präzedens für die Demokratisierung des 
politischen Lebens in Ungarn werden konnten, 
nicht zu. Diese Einschränkung blieb auch im 
ideologischen System der kroatisch-serbischen 
Koalition, die nach 1905 im kroatischen politi-
schen Leben dominierte, sowie in ihren oppor-
tunistischen Bemühungen um die eigene Macht-
erhaltung enthalten. Von 1906 bis 1914 war die 
innere Verwaltung in Kroatien und Slawonien 
auch durch die Auflösung des kroatisch-
slawonischen Landtags in der Zeit, in welcher 
innere und äußere Krisen herrschten, durch die 
Einführung von Kommissariaten in Kroatien 
und Slawonien sowie durch häufigere Wechsel 
in der Banalposition gekennzeichnet. Dennoch 
fand in dieser Zeit eine sporadische und be-
schränkte, doch verhältnismäßig bedeutende 
Liberalisierung statt, die im Bereich des Ge-
richtswesens besonders zum Ausdruck kam. 

Im Gerichtswesen war die liberalere Ausrich-
tung sofort nach dem Sieg der kroatisch-
serbischen Koalition bei den Wahlen zum Land-
tag im Jahr 1906 erkennbar. Einer der ersten 
Schritte der neuen Regierung und der parlamen-
tarischen Mehrheit war die Wiedereinführung 
der Geschworenengerichtsbarkeit für Pressede-
likte. Die Regierung begründete diesen Vor-
schlag damit, dass nach Beruhigung der Lage 
die Aufhebung der Geschworenengerichtsbar-
keit nicht mehr erforderlich sei.98 
                        
98 Zakon od 30. prosinca 1906. kojim se stavlja izvan 
snage zakon od 26. lipnja 1903, kojim se privremeno 
obustavljaju neke ustanove zakona o kaznenom pos-
tupku u poslovima tiskovnim od 17. svibnja 1875. 
(Sbornik br. 41 god. 1903) [Gesetz vom 30. Dezember 
1906, durch welches das Gesetz vom 26. Juni 1903, 
durch welches einige Institute des Gesetzes über das 
Strafverfahren in Pressesachen vom 17. Mai 1875 
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Bereits 1907 kam es zu einer weiteren und ver-
hältnismäßig bedeutenden Liberalisierung der 
Pressegesetze. Durch die Änderungen der Pres-
segesetze wurde die Zuständigkeit der Schwur-
gerichte erweitert und neben dem in Zagreb 
bestehenden Schwurgericht wurde ein weiteres 
in Osijek errichtet. Die Opposition warf der Re-
gierung die Unzulänglichkeit der Reformen vor 
und dass einige repressive Prozessinstitute bei-
behalten wurden. Gegen die meisten dieser 
Vorwürfe wehrte sich die Regierung mit der 
Bemerkung, es handle sich um ein Provisorium, 
durch welches die Voraussetzungen für künftige 
Erweiterungen der Freiheiten geschaffen wür-
den, und behauptete, dass die Novellierung 
wegen der Position von Kroatien und Slawonien 
im Verhältnis zu Wien und Budapest einge-
schränkt sei.99 

Ein gewisser Druck auf die Regierung wurde 
auch seitens der Richterschaft ausgeübt. Die 
Richter reagierten auf die Gesetze, welche die 
richterliche Unabhängigkeit beschnitten, mit 
Vereinigung und Druckausübung, womit sie die 
Änderung dieser Gesetze und eine Neuregelung 
zu bewirken suchten. 1906 kam es zu einer or-
ganisierten Bewegung der kroatischen Richter 
mit dem Ziel, das Gesetz über die richterlichen 
Beamten aus dem Jahr 1890 zu ändern. Diese 
Bewegung begann im Rahmen der Juristenge-

                        
zeitweise eingestellt wurden, außer Kraft gesetzt wird 
(Sammlung Nr. 41 Jahr 1903)], Sbornik 1907, 1–2. 
Begründung zur Verabschiedung dieses Gesetz siehe 
in: Stenografi�ki zapisnici 1906–1911, Anhang Nr. 1–
28, I , Anhänge 3/3. 
99 Zakon od 14. svibnja 1907. o promjeni tiskovnih 
zakona. Sbornik 1907 [Gesetz vom 14. Mai 1907 über 
die Änderung der Pressegesetze], Sbornik 1907, 356–
396; Naredba kr. hrv-slav-dalm. zem. vlade, odjela za 
pravosudje, od 27. lipnja 1907. broj 10235 [Verord-
nung der Justizabteilung der Landesregierung der 
Königreiche Kroatien, Slawonien und Dalmatien vom 
27. Juni 1907, Br. 10235], Sbornik 1907, 395–396, De-
batte über die Novellen der Pressegesetze siehe in: 
Stenografi�ki zapisnici 1906–1911, Anhang Nr. 1–19, 
II/II, 678–718, �EPULO, The press 190. 

sellschaft in Zagreb mit der Gründung des Aus-
schusses zur Erarbeitung des Vorschlags des 
Gesetzes über das Disziplinarverfahren und 
brachte am 3. November 1907 die Gründung der 
Vereinigung der kroatischen Richter hervor. Das 
Programm der Vereinigung richtete sich nach 
dem Vorbild der Österreichischen Richterverei-
nigung, die kurz davor gegründet worden war 
und mit der sie in Berührung kam. Das Haupt-
ziel der Tätigkeit der Vereinigung der kroati-
schen Richter war der Kampf um die richterliche 
Unabhängigkeit bzw. der Kampf um die Ände-
rung des geltenden Gesetzes über die richterli-
chen Beamten von 1890. Die größten Vorwürfe 
bezogen sich auf die von der Entscheidung der 
höheren Gerichtsfunktionäre abhängigen Beför-
derungen der Richter, was deren direkten Ein-
fluss auf die Tätigkeit der Richter sowie die Ver-
setzbarkeit derselben möglich machte. Dies 
schuf wiederum Platz für Druckausübung unter 
den Umständen äußerster Politisierung der Öf-
fentlichkeit und des Pressewesens. Im Rahmen 
der Frage der richterlichen Unabhängigkeit 
wurde auch die Regelung der Höhe der richter-
lichen Gehälter hervorgehoben. Unter anderem 
wurde Sorge um die Sonderausbildung für Rich-
ter vorgebracht, und es wurde betont, dass die 
Wahl von Rechtsanwälten auf höhere Richter-
posten unerwünscht sei. Interessant ist, dass – 
als Zeichen der immer stärker werdenden Ideo-
logien gegenüber dem Individualismus – Über-
legungen in Erscheinung traten, dass der Richter 
als Schöpfer und nicht als bloßer Anwender des 
Rechts betrachtet werden sollte. Erwogen wurde 
auch die Möglichkeit einer fachorientierten Tä-
tigkeit der Richter im gegebenen sozialen Um-
feld. Erfolglos blieben jedoch die Bemühungen 
der Richtervereinigung, dass ihr Vorschlag des 
Gesetzes über die Disziplinarbehandlung der 
Richter im Landtag erörtert werde.100 

                        
100 Vgl. POBOR, Hrvatski sudci; Zapisnik sa Skupštine 
sudaca 561–595. 
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Die Änderung des Gesetzes über die richterli-
chen Beamten von 1890 wurde von der Landes-
regierung mit allgemeiner Unterstützung der 
Abgeordneten vorgeschlagen. Durch die ange-
nommenen Änderungen wurde die Disziplinar-
gewalt des Banus über die Richter abgeschafft 
und die Möglichkeit zur unfreiwilligen Verset-
zung der Richter auf die Fälle von Disziplinarur-
teilen und einer Reorganisationen des Gericht-
wesens sowie auf „zwingende Bedürfnisse der 
Rechtspflege“ beschränkt. Die Richter konnten 
wegen Stellvertretung oder Aushilfe zeitweise 
bis zu drei Monaten auf eine andere Stelle ver-
setzt werden. Die richterliche Unabsetzbarkeit 
wurde den Hilfsrichtern weiterhin verwehrt (im 
Unterschied zu dem als Vorbild dienenden ös-
terreichischen Gesetz von 1896). Die Regierung 
begründete dies mit dem in Kroatien und Sla-
wonien herrschenden Richtermangel. Die Rich-
tervereinigung war mit dem angenommenen 
Gesetz äußerst unzufrieden, vor allem weil der 
Grundsatz der richterlichen Unabsetzbarkeit 
darin nicht festgesetzt wurde.101 Mit der Be-
gründung, dass politische Leidenschaften in das 
Gerichtswesen nicht eingebracht werden sollten, 
wurde in der Debatte im Landtag der Vorschlag 
der Richtervereinigung, dass die Richter – wie in 
Österreich – außerhalb des Wahlbezirkes, in 
dem sie ihr Amt ausüben, zu Abgeordneten 
gewählt werden konnten, abgelehnt. Der Vor-
schlag der Richtervereinigung zur Abschaffung 
der Geldstrafe als einer ordentlichen Strafe 
wurde jedoch angenommen.102 Es wurden je-
doch auch diese begrenzten Änderungen nicht 
vom König bestätigt, so dass die geltende Rege-
lung in Kraft blieb. 

Am Vorabend des Ersten Weltkriegs verab-
schiedete der Landtag das Gesetz über die Ent-
lastung sämtlicher Kollegialgerichte, durch wel-

                        
101 POBOR, Hrvatski sudci 6. 
102 Debatte über die Änderung des Gesetzes über das 
Disziplinarverfahren von 1890, siehe in: Stenografi�ki 
zapisnici 1906–1911, 562–586 (passim). 

ches er einige Bestimmungen über die Zustän-
digkeit und das Verfahren vor diesen Gerichten 
änderte,103 das Gesetz über die Eidesablegung 
vor Gericht104 und das Rechtsanwaltstarifge-
setz.105 

Die Kriegsumstände bedingten auch die Ände-
rung und die Außerkraftsetzung einiger Best-
immungen, sogar auch ganzer Gesetze, so dass 
unter anderem die Geschworenengerichtsbar-
keit wieder suspendiert wurde.106 

Die letzte bedeutende Änderung im Justizbe-
reich wurde im Jahr 1917 durch die Novelle des 
Gesetzes über die richterlichen Beamten von 
1890 vorgenommen. Durch dieses Gesetz wurde 
dem Banus die Befugnis zu Strafsprüchen gegen 
richterliche Beamte entzogen und das Recht auf 
Berufung gegen einige disziplinarische Be-
schlüsse gewährt. Die Disziplinaruntersuchung 
wurde durch die Schlussverfügung des Diszip-
linargerichts nach der Vernehmung des Staats-
anwaltes bzw. des Staatsanwaltes und des Be-
schuldigten bedingt, und die Zusammensetzung 
der Disziplinargerichte wurde wesentlich ver-

                        
103 Zakon o rastere�enju svih zbornih sudova od 10. 
svibnja 1914 [Gesetz über die Entlastung sämtlicher 
Kollegialgerichte vom 10. Mai 1914], Sbornik 1915, 
391–394. 
104 Die Vereidigung berief sich auf Gott, aber für Per-
sonen, die nach dem Gesetz ihres Landes zur Vereidi-
gung nicht verpflichtet waren, gab es eine abwei-
chende Fassung, in welcher Gott nicht erwähnt wur-
de. Zakon od 19. srpnja 1914. o polaganju zakletve 
pred sudom [Gesetz über die Eidesablegung vor 
Gericht vom 19. Juli 1914], Sbornik 1915, 322–323. 
105 Zakon od 22. listopada 1914. o odvjetni�kom cjeni-
ku [Rechtsanwaltstarifgesetz vom 22. Oktober 1914], 
Sbornik 1915, 459–460. 
106 Vgl. Naredba bana od 30. listopada kojom se stavl-
jaju izvan snage banska naredba od 27. srpnja 1914. 
br. 4239 pr. o obustavi djelatnosti porotnih sudova 
[Verordnung des Banus vom 30. Oktober, durch wel-
che die Verordnung des Banus vom 27. Juli 1914, Nr. 
4239 Anh. über die Aufhebung der Tätigkeit der 
Schwurgerichte außer Kraft gesetzt wird], Zbornik 
1918, 453. 
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bessert.107 Zu einer bedeutenderen Einschrän-
kung des Einflusses der Verwaltung auf das 
Gerichtswesen kam es mithin erst am Vorabend 
des Zerfalls des Staates. 

IX. Schlussfolgerung 

Das kroatische Gerichtswesen wurde von 1848 
bis 1918 von einem feudalen zu einem rationa-
len und modernen Gerichtswesen umgewandelt. 
Diese Entwicklung war jedoch nicht nur durch 
eine stetig aufsteigende Richtung gekennzeich-
net, und sie verlief mitunter durch mehrere un-
terschiedliche Zeitabschnitte. Von besonderer 
Bedeutung waren darunter die Zeit des Schein-
konstitutionalismus und des Absolutismus 
(1849–1860), als von Wien aus österreichische 
Gesetze und eine überkonzeptualisierte traditi-
onale kroatische Organisation eingeführt wur-
den, die Zeit von Banus Ivan Mažurani� (1873–
1880), als im Zuge der Anpassung an die mo-
dernen österreichischen Gesetze kroatische Ge-
setze verabschiedet und Grundlagen für eine 
rationale Gerichtsverfassung mit gesicherter 
richterlicher Unabhängigkeit geschaffen wur-
den, und die lang andauernde Zeit der autoritä-
ren Herrschaft des Banus Karoly Khuen-
H�derváry (1883–1903), gezeichnet durch Sus-
pensionen und Einschränkungen der Gewähr-
leistung der richterlichen Unabhängigkeit, nach 
welcher eine mäßige Reliberalisierung folgte, 
mit der dennoch nie das Niveau der im Jahr 
1874 aufgestellten Unabhängigkeitsgewährleis-
tung erreicht wurde.  

                        
107 Zakon od 8. kolovoza 1917. kojim se preina�uju 
neke ustanove zakona od 10. prosinca 1890. o osob-
nim odnošajima, uredovnim dužnostima i karnosnoj 
odgovornosti pravosudnih �inovnika kraljevina 
Hrvatske i Slavonije [Gesetz vom 8. August 1917, 
durch welches einige gesetzliche Institute über per-
sönliche Verhältnisse, Dienstverhältnisse und die 
Disziplinarbehandlung der richterlichen Beamten in 
den Königreichen Kroatien und Slawonien vom 10. 
Dezember 1890 geändert werden], in: Zbornik 1917, 
209–215; ZUGLIA, Gra�anski 19. 

Den Prozess der Einführung moderner Instituti-
onen in Kroatien und Slawonien haben, ange-
sichts der Besonderheiten der kroatischen Auto-
nomie, sowohl innere als auch äußere Faktoren 
stark beeinflusst. Besonders bedeutend war 
dabei die innere politische Konstellation, aber 
auch das Verhältnis zu der zentralen Regierung 
in Budapest. Der wesentliche innere Faktor wa-
ren der Banus und die Landesregierung, welche 
die Gestaltung des gesetzgeberischen Rahmens 
sowie den politischen Rahmen dessen Umset-
zung stark beeinflussten. 

Österreichische Gesetze, welche die Grundlage 
der kroatischen Regelungen bildeten, wurden – 
unter Berücksichtigung des allgemeinen institu-
tionellen Umfelds, der Gesellschaftsstruktur, des 
Mangels an Finanzen und anderer Umstände – 
an kroatische Verhältnisse angepasst. Der politi-
sche Faktor bei der Bestimmung der Form und 
der Dynamik der Gerichtsreformen war der 
Hauptfaktor, da sich die Reformen in engster 
Abhängigkeit von der politischen Ausrichtung 
und der Konstellation politischer Mächte entwi-
ckelten. Der politische Faktor beeinflusste die 
allgemeinen Determinanten der Entwicklung 
(Ausrichtung und Merkmale) sowie die einzel-
nen konkreten Eingriffe. Besonders bedeutend 
und erkennbar war, dass einzelne liberale Lö-
sungen aus der österreichischen Gesetzgebung 
bei der Übernahme ins kroatische Rechtssystem 
gelöscht oder verschärft wurden, und zwar der-
art, dass die Rechte des Einzelnen gegenüber 
den Behörden eingeschränkt und die Position 
der Behörden gestärkt wurde. In erster Linie gab 
es dafür zwei Gründe. Der erste Grund war der 
einschränkende Einfluss des Budapester Zent-
rums, das in der Stärkung der richterlichen Un-
abhängigkeit und in der Erweiterung der Frei-
heiten in Kroatien und Slawonien eine Stärkung 
der kroatischen Autonomie sah. Der zweite 
Grund war wiederum die skeptische Haltung 
der kroatischen politischen Elite gegenüber den 
Kapazitäten der kroatischen Gesellschaft zur 
Aufnahme der liberalen Reformen. Diese Skep-
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sis gründete teilweise auch auf Interessensgrün-
den bzw. auf dem indirekten Schutz der eigenen 
Position. 

Es ist – wenn man die Modernisierung in den 
50er-Jahren außer Acht lässt – zu erkennen, dass 
das kroatische Gerichtswesen bestimmte Fort-
schritte – sowohl im Sinne der Verwirklichung 
der grundlegenden rechtlichen Werten (in erster 
Linie der richterlichen Unabhängigkeit) als auch 
im technisch-systematischen Sinne – in der Situ-
ation der Stärkung der kroatischen Autonomie 
und der Übermacht der kroatischen Interessen 
in der Gestaltung der Innenpolitik erfuhr. Das 
Zentrum Budapest bzw. die stärkere Vertretung 
auswärtiger Interessen in der kroatischen In-
nenpolitik wirkte hingegen hauptsächlich ein-
schränkend oder destruktiv auf die Entwicklung 
des kroatischen Gerichtswesens. Die Zeit der 
Scheinverfassung und des Absolutismus hatte in 
dieser Hinsicht auch ihre Besonderheiten. Die 
Folge dieser Einflüsse war, dass das kroatische 
Gerichtswesen instrumentalisiert und das Ge-
richtswesen unter die Aufsicht der Verwaltung 
kam oder in seiner Entwicklung eingeschränkt 
wurde.  

Das bis zum Ende der Regierungszeit von 
Mažurani� gestaltete Gerichtswesen trug die 
Merkmale eines rationalen Systems, durch wel-
ches, hauptsächlich aber nicht völlig, institutio-
nelle Voraussetzungen für die Entwicklung ei-
nes korrekten und objektiven Richtens geschaf-
fen wurden. Dennoch bedingten die wesentlich 
veränderten politischen Umstände nach 
Mažurani�, die fehlende Zeit und andere feh-
lende Voraussetzungen und die weitere Ent-
wicklung, vor allem die Veränderungen in der 
Zeit von Khuen-H�derváry, dass das kroatische 
Gerichtswesen auch im Bezug auf die normative 
Grundlage den Unabhängigkeitsgrad der Ge-
richtswesen in unabhängigen europäischen 
Ländern mit entwickelter Rechtstradition nicht 
erreicht hat. Aus diesem Grund hatte das Ge-
richtswesen in der Entwicklung der kroatischen 
Rechtskultur nicht die Bedeutung und die Rolle 

wie in jenen Ländern, vor allem hinsichtlich des 
Einflusses auf die Stabilisierung der Rechts- und 
Politikverhältnisse auf die Entwicklung des 
Rechtsbewusstseins. Es hatte den Anschein, dass 
die wichtigste, aber keineswegs die einzige, 
Rolle darin bestand, die Interessen von außen zu 
sichern. 
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